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1. VORBEMERKUNGEN 

Mit Beschluss vom 14. September 2005 ermächtigte der Bundesrat das Eidgenössische 
Volkswirtschaftsdepartement (EVD), eine Vernehmlassung zur Weiterentwicklung der Ag-
rarpolitik (Agrarpolitik 2011) durchzuführen. Die Vorlage beinhaltet Änderungen in sechs 
Bundesgesetzen (Landwirtschaftsgesetz, Bundesgesetz über das bäuerliche Bodenrecht, Bun-
desgesetz über die landwirtschaftliche Pacht, Bundesgesetz über die Familienzulagen in der 
Landwirtschaft, Lebensmittel- und Tierseuchengesetz). 

Die Vernehmlassungsfrist dauerte bis am 16. Dezember 2005. Für den vorliegenden Bericht 
über die Ergebnisse der Vernehmlassung wurden die Stellungnahmen der 349 Vernehmlas-
sungsteilnehmer berücksichtigt, die bis Ende Januar 2006 eingegangen waren. Die verwende-
ten Abkürzungen sind aus dem Verzeichnis der Vernehmlassungsteilnehmer (Anhang) er-
sichtlich. 

2. ERGEBNISSE 

Die Ergebnisse der Vernehmlassung werden in der Reihenfolge Kantone, politische Parteien 
und Organisationen dargelegt. 

2.1 Grundsätzliche Bemerkungen zur Vorlage 

Allgemeines 

Die Stossrichtung der Agrarpolitik 2011 (AP 2011) wird von allen Kantonen grundsätzlich als 
richtig erachtet. Einigkeit besteht auch darüber, dass für die Weiterentwicklung der Agrarpoli-
tik der Verfassungsartikel weiterhin massgebend sein soll. Hingegen werde die Zwischenbi-
lanz der bisherigen Reformen im wirtschaftlichen und sozialen Bereich zu positiv dargestellt. 
Für die Kantone ZH, NW, UR, VD, VS, NE und JU muss die wirtschaftliche Situation der 
Landwirtschaftsbetriebe verbessert werden. Eine Mehrheit der Kantone ist der Meinung, dass 
das vorgeschlagene Tempo zu hoch sei. Die bäuerlichen Einkommen kämen dadurch zu stark 
unter Druck. Die vorgeschlagenen Massnahmen werden als ungenügend bezeichnet. Die AP 
2011 müsse substanziell nachgebessert werden.  
Grossmehrheitlich verlangen die Kantone, dass die Marktöffnungen und der Abbau der 
Marktstützung erst vorzunehmen seien, wenn die WTO-Verpflichtungen oder andere interna-
tionale Abkommen dies erfordern. Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass die AP 2011 
nicht ausreiche, um die Auswirkungen der WTO und von Freihandelsabkommen abzufedern. 
Hauptsächlich die Kantone der West- und Nordwestschweiz (BE, SZ, FR, SO, VD, VS, GE, 
JU, NE, NW) verlangen die Beibehaltung der heutigen Mittelverteilung in bezug auf Markt-
stützung. Der Kanton BE und der Kanton VS wollen mehr Mittel für die Direktzahlungen. 
Vereinzelt (BE, GE) wird auch eine Erhöhung der Marktsstützung gewünscht. Die Kantone 
BS, BL, AI, UR und ZG akzeptieren explizit die Umlagerung der Marktstützung zu den Di-
rektzahlungen. Die Kantone ZH, SG, TG, JU, VS, GE und NE fordern, dass bei der Ausges-
taltung der Massnahmen vermehrt regionale Bedürfnisse berücksichtigt werden. Eine Mehr-
heit der Kantone (LU, UR, OW, ZG, SO, SH, AR, AI, TG, VD, VS, NE, JU, GE) betont, dass 
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nicht nur die Landwirtschaft, sondern auch die vor- und nachgelagerten Branchen ihre Wett-
bewerbsfähigkeit verbessern und Preissenkungen zukünftig an die Konsumenten weitergeben 
müssen. BS und BL fordern eine sechste Handlungsachse, welche die Bereiche Ökologie und 
Tierwohl abdeckt.  

 
Die politischen Parteien sind einhellig der Meinung, dass mit der AP 2011 die multifunktiona-
len Leistungen der Landwirtschaft gemäss Verfassungsartikel weiterhin sichergestellt werden 
müssen. FDP, SPS, CVP und LPS unterstützen grundsätzlich das Revisionspaket, wobei das 
Reformtempo unterschiedlich beurteilt wird. Die FDP und LPS wünschen eher eine Be-
schleunigung, währenddem die CVP einen langsameren Abbau der Marktstützung vorschlägt. 
Die FDP beantragt, das Reformpaket auf zwei statt vier Jahre zu beschränken. Diesem Paket 
habe die AP 2015 zu folgen mit der klaren Zielsetzung, spätestens im Jahr 2015 mit allen 
Ländern der EU gegenseitigen freien Handel zu erreichen. Für die SVP haben die bisherigen 
Reformprozesse ihr Ziel verfehlt. Sie lehnt das Revisionspaket kategorisch ab, weil es unge-
nügend sowie sozial und ökonomisch nicht verträglich sei und der Landwirtschaft keine Per-
spektiven biete. Auf die Umlagerung der Marktstützung in Direktzahlungen sei zu verzichten. 
Die EDU begrüsst einen verstärkten Markt ohne Exportsubventionen, auf der Basis von Kos-
tenwahrheit und Referenzpreisen aus Ländern mit vergleichbaren Produktionsbedingungen. 
Die einheimische Qualitäts-Produktion soll stärker gewichtet werden („Fair-trade“ bzw. Öko-
zollzuschlag auf importierte Agrarprodukte). Die SPS, GPS und EVP wollen mit der AP 2011 
eine stärkere Gewichtung der ökologischen Anliegen und eine nachhaltigere Landwirtschaft 
erreichen. Sie fordern eine zusätzliche Handlungsachse „Ökologie und Tierwohl“. Die SPS 
verlangt, dass die abgebauten Marktstützungsmittel zum Ausbau der ökologischen Direktzah-
lungen verwendet werden. Die EDU verlangt eine Überprüfung des Subventionssystems inkl. 
Direktzahlungen und fordert ein leistungsabhängiges System zugunsten der Landwirtschaft, 
das nicht indirekt die Konsumentenpreise verbilligt. Die GPS möchte den ÖLN mit zusätzli-
chen Elementen ergänzen. GPS und EVP bezeichnen die Massnahmen der fünften Hand-
lungsachse als zu wenig effektiv. Für die CVP ist es wichtig, dass alle nationalen Politikberei-
che, und nicht nur die Landwirtschaft, in die zukünftigen Reformprozesse einbezogen werden. 
Die CVP, EVP und EDU betonen, dass mit der AP 2011 nicht nur die Landwirtschaft, son-
dern auch die vor- und nachgelagerten Bereiche ihre Wettbewerbsfähigkeit verbessern müs-
sen. Die EDU fordert als zusätzliche Massnahme der fünften Handlungsachse, dass die be-
hördliche Regulierungsdichte überprüft und reduziert wird.  

 
Die bäuerlichen Organisationen wehren sich grossmehrheitlich gegen die vorgeschlagenen 
Reformschritte. Insbesondere der SBV kann die Vorlage nicht mittragen und verlangt sub-
stanzielle Nachbesserungen. Das Tempo des Anpassungsprozesses sei zu hoch. Die Markt-
stützung sei weitgehend beizubehalten. Die Verkäsungszulage müsse noch mindestens 
15 Rappen pro kg betragen und die kulturspezifischen Beiträge im Pflanzenbau seien weiter-
zuführen. Alle bäuerlichen Organisationen kritisieren den vorauseilenden Gehorsam im Hin-
blick auf kommende internationale Abkommen, insbesondere die laufende WTO-Runde, und 
fordern keinen autonomen Abbau des Grenzschutzes. Falls es zu einem Abschluss mit der 
WTO oder zu einem FHA kommt wird erwartet, dass im Rahmen einer «Doha-Lex» und einer 
«USA/EU-FHA-Lex» umfassende flankierende Massnahmen gewährt werden. Uniterre ver-
langt, dass bezüglich Qualität und Herstellungsverfahren für Importe und für Inlandprodukte 
gleiche Anforderungen gelten müssen. Für die Weiterentwicklung der AP soll der Verfas-
sungsartikel massgebend sein und die zukünftige AP soll in einem sozialverträglicheren Rah-
men ausgestaltet werden. Die bisherigen Reformen würden v.a. in den wirtschaftlichen und 
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sozialen Bereichen deutliche Mängel aufweisen und seien deshalb zwingend zu verbessern. 
Alle bäuerlichen Organisationen weisen darauf hin, dass auch die vor- und nachgelagerten 
Branchen strukturelle Anpassungen vornehmen müssen.  
Die Organisationen des biologischen Landbaus und die Umweltschutzkreise begrüssen die 
Stossrichtung der AP 2011. Die Umlagerung der Exportbeiträge und der direkten Marktstüt-
zung zu den Direktzahlungen seien aussenpolitisch aufgrund der WTO-Verhandlungen und 
bilateralen Verträge unumgänglich. Laut Bio-Suisse wird jedoch die an den gesellschaftlichen 
Werten Ökologie, Tierwohl und Qualität orientierte landwirtschaftliche Produktion vernach-
lässigt. Bio-Suisse ist deshalb mit der strategischen Weichenstellung nicht einverstanden. Die 
Handlungsachsen entsprechen nicht dem Verfassungsauftrag, der eine ökologisch produzie-
rende, multifunktionale Landwirtschaft verlangt. Auf der Massnahmenebene bestehe hinge-
gen mehr Konsens mit dem bundesrätlichen Vorschlag. Alle Bio-, Umwelt-, Natur- und Tier-
schutzverbände fordern in der AP 2011 eine neue Handlungsachse, die auf mehr Ökologie 
und Tierwohl hinweist. Entsprechend sei der ökologische Leistungsnachweis zu stärken und 
die ökologischen und ethologischen Direktzahlungen seien zu erhöhen. Die Umweltschutz-
kreise verlangen zudem, dass die Evaluationen weitergeführt und langfristige ökologische 
Ziele definiert werden.  
Die Konsumentenorganisationen, der Detailhandel und die meisten Umwelt- und Wirtschafts-
verbände sowie Institutionen in bezug auf Forschung, Bildung und Beratung, fordern länger-
fristige Perspektiven für die Landwirtschaft. Die Wirtschaftskreise (economiesuisse, SGV, 
Coop) setzen sich für einen verstärkten landwirtschaftlichen Strukturwandel ein. Die Preise 
seien auf allen Stufen schrittweise an das Niveau der EU anzunähern. Dies sei aber nur mög-
lich, wenn auch die politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für die Landwirt-
schaft, für die Verarbeitung und den Handel deutlich verbessert würden. Im Gegensatz zu den 
bäuerlichen Kreisen muss für den SGB und die hotelleriesuisse der heutige Selbstversor-
gungsgrad nicht unbedingt gehalten werden. Der SGB wäre bereit, die Direktzahlungen zu 
erhöhen, falls die Lebensmittel durch den Abbau des Grenzschutzes billiger würden. Der 
SGV setzt sich dafür ein, dass landwirtschaftliche Hobbybetriebe im Talgebiet von den Di-
rektzahlungen ausgeschlossen werden. Er lehnt eine kleinbäuerliche Nebenerwerbslandwirt-
schaft ab, die andere Wirtschaftszweige und namentlich das Gewerbe mit staatlicher Förde-
rung und anderen Privilegien konkurrenziert. 
Uniterre und der SGB fordern einen Normalarbeitsvertrag für bäuerliche Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer. Das BZS möchte die Landwirtschaft von der Mehrwertsteuer befreien. 
Coop will keine Versteigerung von Zollkontingenten und setzt sich für eine Beibehaltung des 
Schoggigesetzes ein.  
Mehrheitlich wird die Erhöhung der Gewerbegrenze auf 1,0 Standardarbeitskräfte (SAK) im 
Bodenrecht befürwortet. Die Abschaffung der Preisbegrenzung für landwirtschaftliche 
Grundstücke und Gewerbe sowie der Belastungsgrenze auf landwirtschaftlichen Grundstü-
cken trifft hingegen auf grossen Widerstand. Die Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmer 
unterstützt den Vorschlag, die gänzlich in der Bauzone gelegenen Grundstücke nicht mehr 
dem Bundesgesetz über die landwirtschaftliche Pacht zu unterstellen. Hingegen wehrt sie sich 
gegen die Abschaffung der Einsprachemöglichkeit bei überhöhten Pachtzinsen landwirt-
schaftlicher Grundstücke. 

Finanzierung 

Die 11 Kantone ZH, LU, GL, FR, BS, SH, AR, SG, GR und AG sind mit den für die Jahre 
2008 bis 2011 vorgeschlagenen landwirtschaftlichen Zahlungsrahmen von total 13,458 Mrd. 
Franken einverstanden oder äussern sich nicht dazu. Für den Kanton TG dürfen die Zahlungs-
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rahmen nicht weiter gesenkt werden. Die Mehrheit oder 15 Kantone fordern eine Erhöhung 
der Zahlungsrahmen. Die Kantone NW, OW, VD und JU verlangen den gleich hohen Ge-
samtbetrag wie in den laufenden Zahlungsrahmen (14 092 Mia. Franken) plus 500 Millionen 
Franken Teuerungszuschlag. Die anderen Kantone verlangen keinen Teuerungsausgleich. Der 
Kanton BE fordert 140 Millionen Franken höhere Direktzahlungen und eine um 644 Millio-
nen Franken geringere Senkung der Marktstützung. Der Kanton SH möchte mehr Mittel für 
den Ackerbau. Die Westschweizer Kantone und das Tessin legen Wert darauf, dass die Erhö-
hung der Familienzulagen nicht aus den landwirtschaftlichen Zahlungsrahmen finanziert wird. 

 
Die SPS und GPS bezeichnen die Zahlungsrahmen in der AP 2011 als vertretbar. Für die 
EDU müssen sie überprüft werden, weil auch die Anzahl der Betriebe abgenommen hat. Die 
SPS wünscht eine Aufhebung der Mineralölsteuer-Rückgabe. Die SVP fordert die Beibehal-
tung der aktuellen Zahlungsrahmen und die LPS wünscht, dass diese nochmals überprüft 
wird. Die CVP verlangt einen um 450 Millionen Franken höheren Gesamtbetrag. Damit soll 
die Siloverbotsentschädigung beibehalten werden können und die Verkäsungszulage nur auf 
15 Rappen pro kg Milch gesenkt werden. 

 
Die meisten bäuerlichen Organisationen fordern höhere Zahlungsrahmen. Dieser soll demje-
nigen der AP 2007 entsprechen und an die Teuerung angepasst werden. Der SAV will zusätz-
lich 400 Millionen Franken mehr, die SMP 500 Millionen Franken mehr für die Milchmark-
stützung. Der SAB fordert, dass die Erhöhung der Familienzulagen wie vorgeschlagen nicht 
aus den landwirtschaftlichen Zahlungsrahmen bezahlt wird. 
Die meisten Bio-Landbauorganisationen, die Umweltverbände, der schweizerische Konsu-
mentenschutz und einige Wirtschaftsverbände stimmen den neuen Zahlungsrahmen grund-
sätzlich zu. Gemäss economiesuisse bestehen jedoch ernsthafte Zweifel, ob mit den Direkt-
zahlungen tatsächlich die Leistungsziele des Verfassungsauftrages erreicht werden. Deshalb 
stellt sie die vorgeschlagenen Zahlungsrahmen für die Jahre 2008-11 in Frage. Die einzelnen 
Direktzahlungen müssten transparent begründet werden können. 

2.2 Stellungnahmen zur Änderung des Landwirtschaftsgeset-
zes (LwG) 

Allgemeine Grundsätze (1. Titel LwG) 

Die Kantone VD, VS, NE, GE und JU, die Parteien SVP und EVP, die sich dazu geäusserten 
bäuerlichen Organisationen, FRC und SRVA-LBL fordern, dass die schweizerische Landwirt-
schaft, nebst der sicheren Versorgung der Bevölkerung, einen wesentlichen Beitrag zur Er-
nährungssouveränität leisten soll. Artikel 1 sei entsprechend anzupassen, weil 89 Prozent der 
Bevölkerung dieses Anliegen unterstützten. Weiter wird von den Kantonen VD, VS, NE, GE, 
JU, vielen bäuerlichen Organisationen (darunter SBV, AGORA, SGPV) und den landwirt-
schaftlichen Beratungszentralen vorgeschlagen, dass der Bund eine wirksame und geregelte 
Vermarktung landwirtschaftlicher Produkte und Nahrungsmittel fördern sowie dauerhafte 
Beziehungen zwischen den verschiedenen Akteuren der Land- und Ernährungswirtschaft si-
cherstellen soll. Dazu sei Artikel 2 zu ergänzen. Gemäss den Kantonen NW, SO, VD, VS, 
NE, JU, der SVP, einer Vielzahl von bäuerlichen Organisationen, der eidgenössischen Kom-
mission für Konsumentenfragen und den landwirtschaftlichen Beratungszentralen, sollen in 
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Artikel 3 landwirtschaftsnahe Tätigkeiten durch Einbezug der Paralandwirtschaft aufgewertet 
werden. Diese Tätigkeiten seien wichtige Einnahmequellen und hätten grosses Wertschöp-
fungspotential. Der VSG fordert die Ermöglichung von Strukturverbesserungsmassnahmen 
auch für den produzierenden Gartenbau. Die SVP und einige kantonale bäuerliche Verbände 
wünschen in Anbetracht der unsicheren internationalen Entwicklung eine höhere Sicherheit 
bezüglich landwirtschaftliches Einkommen. Deshalb sei in Artikel 5 bezüglich des vergleich-
baren Einkommens der Begriff „angestrebt" durch „sichergestellt" zu ersetzen. Eine Minder-
heit der kantonalen bäuerlichen Verbände fordert eine in Artikel 6 verankerte Grundlage, wo-
nach die Zahlungsrahmen der Teuerung angepasst und jeweils gleichzeitig beschlossen wer-
den. 

Produktion und Absatz (2. Titel LwG) 

Allgemeine wirtschaftliche Bestimmungen 

Die Unterstützung der Selbsthilfemassnahmen ist unbestritten. NE, JU und VS fordern die 
Einführung der Möglichkeit einer Zwangsmitgliedschaft in Branchenorganisationen sowie 
weitergehende Modalitäten. 
NE, GE, VD, NW, VS und JU fordern einen Antidumpingartikel 8b, welcher verhindern soll, 
dass landwirtschaftliche Erzeugnisse unter dem Einstandspreis verkauft werden dürfen. 
Die Stellung nehmenden Kantone betonen die Bedeutung der landwirtschaftlichen Absatzför-
derung. Das Instrument müsse im heutigen Umfang aufrecht erhalten bleiben . Der Kanton 
BL ist der Meinung, dass die verfügbaren Mittel für die Absatzförderung erhöht werden soll-
ten. Der Vorschlag, kantonale Finanzhilfen nicht mehr als Eigenmittel der unterstützten Vor-
haben anzurechnen, wird unisono abgelehnt. Aus Sicht der Stellung nehmenden Kantone ist 
keine Änderung von Artikel 12 notwendig. 
Die Vorschläge bezüglich der Schaffung neuer Kennzeichnungsbestimmungen für Berg- und 
Bauernhofprodukte werden von den Vernehmlassern begrüsst. Dazu sind verschiedene Vor-
schläge für die Umsetzung auf Verordnungsstufe eingegangen. 
Die Beibehaltung der Gesamtbetrieblichkeit im biologischen Landbau wird von den Kantonen 
AG und UR weiterhin ohne Ausnahmen gefordert. TG und SH sind mit gewissen Ausnahmen 
einverstanden. GE, VD, SO, NE und VS stimmen der Ausnahmeregelung für die Abtrennung 
der Dauerkulturen ausdrücklich zu. NE und GE (letztere aber nur bis 2011) möchten einen 
parzellenweisen Bio-Weinbau erlauben. Der Kanton VS fordert die parzellenweise Bio-
Produktion für alle Spezialkulturen. 
Der vorgeschlagene Artikel 16 bis über die internationale Verteidigung der Ursprungsbe-
zeichnungen und geografischen Angaben findet bei den Stellung nehmenden Kantonen starke 
Zustimmung. Elf Kantone haben sich grundsätzlich zum Thema Marktbeobachtung geäussert. 
Neun Kantone (AI, JU, NW, OW, SO, SZ, VD, VS und ZH) setzen sich grundsätzlich für 
noch mehr Markttransparenz und bessere Einsicht in die Bruttomargen ein. Die Entwicklung 
der Preisschere zwischen Produzenten- und Konsumentenpreis wird so nicht akzeptiert ( JU, 
NE, VD, SZ). Von den nachgelagerten Verarbeitungs- und Handelsstufen wird verlangt, dass 
sie die tieferen Produzentenpreise weitergeben, damit die Konsumenten davon profitieren 
können (GE, JU, NE, NW, SO, VD). Handel und Verarbeiter sollen nun ihren Beitrag zur 
Kostensenkung ausweisen (NW, SO). Es wird deshalb nicht nur eine Verstärkung der Beo-
bachtungstätigkeit/Margentransparenz verlangt, sondern auch ein Instrumentarium, um in das 
Preisgeschehen eingreifen zu können (JU, NE, NW, VD). Die Kantone AI, JU, NE, VD und 
VS wollen mehrere Handelsstufen beobachtet wissen. Die Mehrheit der Kantone, die sich zu 
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diesem Thema geäussert haben (5 von 8) will die Kann- Formulierung von Artikel 27 in eine 
Muss- Formulierung überführen. 

 
Die Unterstützung der Selbsthilfemassnahmen und die landwirtschaftliche Absatzförderung 
sind unbestritten. Die SVP ist der Meinung, dass die Absatzförderung nicht an gemeinschaft-
liche, gesamtlandwirtschaftliche Massnahmen zu knüpfen sei. Die FDP betont die Bedeutung 
der Absatzförderung im Kontext des internationalen Wettbewerbes. Die Vorschläge bezüglich 
der Schaffung neuer Kennzeichnungsbestimmungen für Berg- und Bauernhofprodukte auf 
Verordnungsstufe werden von den Vernehmlassern begrüsst. Die GPS und die EVP verlan-
gen, dass Bergprodukte im Berggebiet verarbeitet werden. Die SVP hingegen will, dass die 
Verarbeitung nicht nur im Berggebiet stattfindet. Die EDU wünscht keine staatlich definierten 
Produktionsmethoden. Betreffend die Frage der Gesamtbetrieblichkeit im biologischen Land-
bau lehnen die Grüne Partei und die EVP eine Lockerung ab. 
Der vorgeschlagene Artikel 16 bis über die internationale Verteidigung der Ursprungsbe-
zeichnungen und geografischen Angaben findet bei der Grünen Partei Zustimmung. 
Die SVP TG, FDP SO und die EVP fordern in bezug auf die Preisbeobachtung noch mehr 
Markttransparenz. Die LPS fordert Interventionen zur Weitergabe der Kostensenkungen an 
die Konsumenten. Die SVP VD und FDP SO fordern mehr Markttransparenz über mehrere 
Handelsstufen. 

 
Die Unterstützung der Selbsthilfemassnahmen ist unbestritten. Der SBV fordert zusammen 
mit weiteren rund 20 Vernehmlassern die Einführung der Möglichkeit, einer Zwangsmitglied-
schaft in Branchenorganisationen sowie entsprechende weitergehende Modalitäten. Die Idee 
eines Antidumpingartikels 8b findet mit etwa 30 Vernehmlassern relativ breite Unterstützung. 
Die landwirtschaftliche Absatzförderung wird von einer sehr grossen Zahl der Vernehmlasser 
als ein wirkungsvolles, wichtiges Instrument der Agrarpolitik betrachtet. Es lässt sich der kla-
re Schluss aus den Stellungnahmen ziehen, dass der Stellenwert der Absatzförderung mit dem 
Abbau der übrigen Marktstützungsmassnahmen und angesichts des internationalen Wettbe-
werbs gestiegen ist. Eine grosse Mehrheit der Votanten setzt sich grundsätzlich für die Beibe-
haltung des materiellen und finanziellen Status quo ein. Wo möglich sollen die Effizienz der 
Absatzförderung noch gesteigert und zweckmässige Fokussierungen vorgenommen werden. 
Die Vorschläge bezüglich der Schaffung neuer Kennzeichnungsbestimmungen für Berg- und 
Bauernhofprodukte auf Verordnungsstufe werden von den Vernehmlassern begrüsst. Es sind 
dazu verschiedene Vorschläge für die Umsetzung auf Verordnungsstufe eingegangen. 
Die Beibehaltung der Gesamtbetrieblichkeit im biologischen Landbau findet mehrheitlich 
Zustimmung. Insbesondere die Vertreter des Biolandbaus sowie des Umwelt-, Natur- und 
Tierschutzes sowie der Berggebiete sind der Meinung, dass dieses Prinzip weiterhin im Ge-
setz verankert bleiben soll. Sie werden von Coop und der Stiftung für Konsumentenschutz 
unterstützt. Der SBV, gemeinsam mit etwa 10 weiteren Votanten aus dem Lager der konven-
tionell wirtschaftenden Landwirtschaft, fordert eine Lockerung auf Gesetzesstufe. Bezüglich 
der Ausgestaltung der auf Verordnungsstufe festzulegenden Ausnahmen vom Prinzip der Ge-
samtbetrieblichkeit bestehen unterschiedliche Positionen. Der Vorschlag, Dauerkulturen vom 
übrigen Betrieb abkoppeln zu können, findet ausserhalb der Kreise des Biolandbaus, des 
Umwelt-, Natur- und Tierschutzes sowie der Berggebiete eine recht breite Akzeptanz. Die 
Vertreter der Weinwirtschaft setzen sich für die Weiterführung des parzellenweisen Bio-
Weinbaus ein. Die Getreideproduzenten fordern nach wie vor die Zulassung einer parzellen-
weisen Bio-Getreideproduktion. 



Vernehmlassung AP 2011 Seite 8 

 

 

  

Der vorgeschlagene Artikel 16 bis über die internationale Verteidigung der Ursprungsbe-
zeichnungen und geografischen Angaben findet bei den Organisationen breite Zustimmung. 
Diesbezüglich geteilt sind die Meinungen in gewerblichen Kreisen. 
Für die unveränderte Beibehaltung von Artikel 18 votieren verschiedene bäuerliche Organisa-
tionen sowie der Kanton BE. Konsumentenorganisationen verlangen demgegenüber eine 
Ausweitung des Geltungsbereichs. Die beiden Grossverteiler, der VSM und wenige Gewer-
beverbände verlangen die Streichung des Artikels, da er ihrer Ansicht nach weder EU-
kompatibel noch WTO-konform sei. Als Alternative machen sie die positive Auslobung von 
Schweizer Produkten geltend. 
52 Organisationen, insbesondere aus den Bereichen Produktion und Endverbraucher, unter-
stützen grundsätzlich die Anstrengungen zur Markttransparenz und zur Beobachtung der 
Märkte. Sie stellen Artikel 27 nicht in Frage. Mindestens 37 Organisationen, darunter auch 
die wichtigsten Produzentenverbände setzen sich für eine noch weitergehende Transparenz in 
den beobachteten Märkten ein. 23 Organisationen, darunter auch Konsumentenvertreter ver-
langen, dass die sinkenden Produzentenpreise den Konsumenten weitergegeben werden und 
die nachgelagerten Stufen ihren Beitrag zur Kostensenkung leisten müssen. 16 Organisationen 
(insbesondere aus dem Kreis der Produktion) verlangen explizit zur jetzigen Beobachtungs-
aufgabe zusätzliche Interventionsmöglichkeiten. Sollte dies nicht möglich sein, begrüsst die 
Eidgenössische Kommission für Konsumentenfragen das Engagement der Sektion Marktbeo-
bachtung (BLW). 
24 Organisationen, insbesondere aus bäuerlichen Kreisen, wollen noch mehr Handelsstufen in 
die Margenbeobachtung mit einbeziehen. Vier Organisationen, darunter die SKS wollen die 
Wettbewerbssituation in den nachgelagerten Stufen analysiert wissen. Der SBV und 26 weite-
re Organisationen verlangen eine Muss-Formulierung in Artikel 27. 
Coop (inkl. Bell) und VSM sind für die Streichung von Artikel 27. 

Milchwirtschaft 

Alternativen zum Konzept der graduellen Umlagerung von Mitteln der Marktstützung zu ei-
nem RGVE-Beitrag für alle Kuhhalter werden in den Stellungnahmen nicht vorgeschlagen. 
Gewicht gelegt wird aber auf wettbewerbsmässig neutrale staatliche Rahmenbedingungen für 
Käserei- und Molkereimilch. Auch wenn somit die vorgeschlagene Stossrichtung der künfti-
gen Milchpolitik nicht grundsätzlich auf Ablehnung stösst, wird umso vehementer das Aus-
mass und die zeitliche Abfolge des Stützungsabbaus von landwirtschaftsnahen Kreisen kriti-
siert. Gleiche Vorbehalte in unterschiedlicher Intensität sind auch bei der Mehrheit der ande-
ren Stellungnahmen zu entnehmen. Generell wird der zusätzliche Reformdruck auf die Land- 
und Milchwirtschaft durch noch nicht konkretisierte internationale Verpflichtungen als unnö-
tig abgelehnt. Begrüsst wird die Weiterführung der Verkäsungszulage, allerdings wird gefor-
dert, dass sie auf deutlich höherem Ansatzniveau als vorgesehen festgesetzt wird. Mehrheit-
lich auf Unverständnis stösst in vorwiegend bäuerlichen Stellungnahmen die Absicht, die 
Mehrkosten der Milchgewinnung aus silofreien Futter über den Markt und nicht mehr aus 
öffentlichen Mitteln abgelten zu lassen. Relativ viele Vernehmlasser der Milchbranche ver-
langen zudem, das bisherige preisstützende Instrumentarium mit Inland- und Ausfuhrbeihilfen 
unbefristet bzw. nur solange dafür eine völkerrechtliche Grundlage gegeben ist, weiterzufüh-
ren. Speziell bäuerliche Organisationen verweisen diesbezüglich auf die positive Hebelwir-
kung für den Milchpreis und damit auf das Einkommen der Milchproduzenten. 
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Mehrere Kantone mit einem bedeutenden Anteil des Primärsektors (BE, TG, VD, FR, VS, 
NW, OW, SZ) sind mit einer Umlagerungsstrategie zulasten von Marktstützungen nicht oder 
nur bedingt einverstanden. Sie leiten daraus grosse Beeinträchtigungen für das landwirtschaft-
liche Einkommen, die Besiedelung von Randgebieten und für die Selbstversorgung ab. Die 
Weiterführung der wichtigsten Stützungsinstrumente – Verkäsungs- und Siloverzichtszulage 
– wird aber auch von der grossen Mehrheit der übrigen Kantone gefordert, wobei eine Erhö-
hung der Verkäsungszulage von den vorgesehenen 10 auf 15 Rappen, teilweise auf 18 Rap-
pen, beantragt wird. 

 
Die SPS, CVP und GPS unterstützen ausdrücklich die Stossrichtung im Sektor Milch, für die 
FDP ist der Zeithorizont der Umstrukturierung zu lang. 

 
Nationale Organisationen wie SBV, AGORA, Uniterre oder SMP und weitere Milchverbände 
sind mit den Vorschlägen nicht zufrieden oder lehnen sie ab. Der zu radikale Abbau der 
Marktstützung in Verbindung mit verstärkter Marktöffnung verschärfe das Ungleichgewicht 
zwischen der Abgeltung von Produktions- und Pflegeleistung und lasse sich auch durch inter-
nationale Verpflichtungen nicht begründen. Der hauptberuflichen Milchproduktion werde die 
Perspektive genommen. Ohne Not würden marktstabilisierende, einkommensstützende und 
die Arbeitsplätze erhaltenden Massnahmen über Bord geworfen. 
Für gewerbliche Milchverarbeiter (Fromarte) ist die Balance zwischen gelber (Käse) und 
weisser (Molkereiprodukte) Linie gestört, weil der Grenzschutz nur einseitig bei Käse abge-
baut werde und daraus eine Diskriminierung der Käsehersteller entstehe. Es brauche diesbe-
züglich eine transparente Bewertung aller künftigen Instrumente der Milchpolitik, die Allge-
meinverbindlichkeit von Massnahmen sei in diesem Zusammenhang nicht mehr vorzusehen. 
Organisationen der Käse- und Milchbranche unterstützen grundsätzlich die Mittelumlagerung, 
sehen dafür aber auch eine längere Zeitdauer vor. Sie sprechen sich zugunsten einer unbefris-
teten Weiterführung der Zulagen auf möglichst hohem Niveau aus. Wichtig ist für sie ein sta-
biles konkurrenzfähiges Milchangebot und damit auch das Bekenntnis zu einer produzieren-
den Landwirtschaft (VMI, BOM, BAER AG). Im gleichen Sinne äussern sich auch die wich-
tigen Molkereiunternehmen. Die Grossverteiler Coop und Migros opponieren im wesentli-
chen nur gegen die Versteigerung der Importkontingente von Butter und Milchpulver, weil 
damit ein preistreibender Effekt und die Alimentierung der Bundeskasse verknüpft sei. 

Viehwirtschaft 

Gegen eine Lockerung der aktuellen Höchstbestände spricht sich der Kanton LU aus. Die 
Kantone BL, BS, GE, JU, NE, NW, OW und SZ befürworten die aktuelle Gesetzgebung zur 
Verteilung der Zollkontingente Fleisch. Um die Effekte der Versteigerung der Zollkontingen-
te Fleisch genauer analysieren zu können, verlangen die Westschweizer Kantone GE, JU und 
NE ein aufmerksames Beobachten der Produzenten- und Konsumentenpreise durch das BLW. 
Neben 10 Prozent des Rind- und Schaffleisches soll neu auch 20 Prozent des Pferdefleisch-
Einfuhrkontingentes nach einer Inlandleistung verteilt werden. Die Kantone BE, BL, BS, FR, 
JU, NE, SO und VS begehren diese Sonderregelung, weil sie dadurch einen positiven Effekt 
auf den Produzentenpreis erwarten. Die Ablösung des Zollkontingent-Systems durch ein Ein-
zollsystem für Fleisch wird von sämtlichen Kantonen abgelehnt. Alle Kantone, ausgenommen 
GR und VD, unterstützen die vorgeschlagenen griffigeren Bestimmungen für überwachte öf-
fentliche Märkte und die Mindestauffuhrzahl von 50 Tieren, welche für die finanzielle Bun-
desunterstützung verlangt wird. Für eine Limite von 40 Tieren setzt sich der Kanton GR ein 
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und der Kanton VD postuliert eine signifikant tiefere Limite als 50 Tiere. Keine Opposition 
erwuchs der geplanten Kürzung der Marktstützungsmittel für den Fleisch- und Eiermarkt. 9 
Kantone (AI, GL, JU, NW, OW, SO, SZ, VD und VS) schlagen einen neuen Artikel zur För-
derung der Arbeitsteilung zwischen dem Tal- und dem Berggebiet vor. Dieser Artikel soll 
nach der Aufhebung der Zusatzkontingente Milch per 1. Mai 2009 als gesetzliche Grundlage 
für Ersatzmassnahmen dienen. Gegen die vorgeschlagene neue Verteilungsart Windhund an 
der Grenze für das Zollkontingent Pferde opponiert lediglich der Kanton JU. 8 Kantone (BL, 
FR, JU, NE, OW, SO, SZ und VS) verlangen, die Ausrichtung der Ausfuhrbeiträge für Zucht- 
und Nutzvieh als bewährte Massnahme weiterzuführen, solange es die internationalen Regeln 
zulassen. Der Kanton GR verlangt ausdrücklich die Streichung der Beiträge, weil diese den 
Markt verfälschten. 13 Kantone wollen, dass die Verwertung der Schafwolle weiterhin unter-
stützt wird, weil nur so eine ökonomisch tragbare, ökologisch sinnvolle und ethisch vertretba-
re Verwertung des Naturproduktes Wolle auf Dauer gewährleistet sei. Demgegenüber ver-
langt der Kanton GR ausdrücklich die Streichung der Wollbeiträge. 

 
Die GPS fordert, dass die per 1. Januar 2004 angehobenen Höchstbestände wieder auf das 
ursprüngliche Niveau gesenkt werden. Für die Aufhebung der Massnahme setzt sich hingegen 
die SVP TG ein. Die SVP TG und SVP VD lehnen Änderungen der aktuellen Gesetzgebung 
zur Verteilung der Zollkontingente Fleisch ab. Sie opponieren auch gegen einen möglichen 
Wechsel hin zu einem Einzollsystem. Die SVP LU möchte, dass nicht nur 10 Prozent, son-
dern 20 Prozent der Zollkontingente Fleisch von Tieren der Rinder- und Schafgattung nach 
der Zahl der ersteigerten Tiere auf öffentlichen Märkten verteilt werden. Zur Förderung der 
Arbeitsteilung zwischen dem Berg- und dem Talgebiet schlägt die CVP LU einen neuen Arti-
kel vor. Gestützt darauf soll für zugekaufte trächtige Rinder oder Kühe aus dem Berggebiet 
ein um 40 Prozent höherer Raufutterverzehrerbeitrag im ersten Jahr im Talgebiet ausgerichtet 
werden. Die SVP LU verlangt die weitere Unterstützung der innovativen Projekte zur Woll-
verwertung sowie die Beibehaltung der Exportbeiträge, solange es die internationalen Regeln 
zulassen. 

 
Migros und Coop, die FIAL und weitere gewerbliche Organisationen und Verarbeitungsbe-
triebe fordern das rasche Aufnehmen der Verhandlungen zur Erweiterung der bilateralen Ab-
kommen mit der EU. Für den gesamten Fleischbereich soll möglichst bald eine schrittweise 
und vollständige Handelsliberalisierung gegenüber der EU angestrebt werden.  
Sehr unterschiedlich präsentiert sich die Haltung der Organisationen zu den Höchstbeständen. 
Migros, Coop, economiesuisse, Suisseporcs, Swiss Beef sowie weitere bäuerliche Organisati-
onen verlangen deren Aufhebung. GalloSuisse spricht sich hingegen für den Status quo aus. 
Zahlreiche Bio- und Tierschutzorganisationen, der WWF, Pro Natura und der VKMB verlan-
gen vom Bundesrat, er solle die Erhöhung der Höchstbestände auf den 1. Januar 2004 rück-
gängig machen.  
Der SBV, die kantonalen Bauernverbände und bäuerliche Organisationen unterstützen gross-
mehrheitlich den vom LwG vorgegebenen schrittweisen Übergang zur Versteigerung der 
Zollkontingente Fleisch. Gleichzeitig verlangen sie die Beibehaltung der Inlandleistung auf-
grund der Anzahl ersteigerter Tiere ab überwachten öffentlichen Märkten, welche für 10 Pro-
zent der Zollkontingentsanteile Rind- und Schaffleisch massgebend sind. Von verschiedenen 
Organisationen wird unterstrichen, dass vor allem ersteigerte Kälber weiterhin als Inlandleis-
tung gelten sollten.. Westschweizer Bauernverbände (AGORA, Prométerre, CJA, CNAV, 
CAJB, Agri Genève) und der Freibergerzuchtverband begehren, dass 20 Prozent der Zollkon-
tingentsanteile Pferdefleisch neu nach einer Inlandleistung zugeteilt werden. Auch der 
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Schweizerische Ziegenzuchtverband will neu eine Inlandleistung für 10 Prozent der Zollkon-
tingentsanteile Ziegenfleisch. Der SBV und zahlreiche bäuerliche Organisationen machen 
beliebt, zu prüfen, wie weit die mit der AP 2007 erfolgte Abkehr von der Inlandleistung die 
Erwartungen erfüllt hat und inwieweit eine Rückkehr zum Inlandleistungssystem sinnvoll und 
realisierbar ist. Allerdings sieht der SBV einen allfälligen Systemwechsel frühestens mit der 
AP 2015. Der SBV und einige bäuerliche Organisationen verlangen im Weiteren, dass die 
Versteigerungserlöse Fleisch zweckgebunden für die Landwirtschaft eingesetzt werden müs-
sen. Ferner beantragen einige bäuerliche Organisationen, das BLW solle die Produzenten- und 
Konsumentenpreise im Zusammenhang mit der Versteigerung aufmerksam beobachten. Ge-
schlossen lehnen bäuerliche Organisationen eine Ablösung des Zollkontingents-Systems 
durch ein Einzollsystem für Fleisch ab. Gegenteilig äussern sich die beiden Grossverteiler, der 
VSM und der SGV sowie die FIAL. Das Versteigerungsverfahren habe zu einer Konzentrati-
on der Einfuhr geführt und die Konsumentenpreise nicht positiv beeinflusst. Das Zollkontin-
gents-System solle daher durch ein Einzollsystem abgelöst werden. Die Vorbereitungen dazu 
müssten rechtzeitig an die Hand genommen werden. 
Sämtliche bäuerlichen Organisationen befürworten die unveränderte Weiterführung der neut-
ralen Qualitätseinstufung und die Übertragung der entsprechenden öffentlichen Aufgaben an 
eine geeignete Organisation. Sie setzen sich ebenfalls für eine Fortsetzung der temporären 
Stützungsmassnahmen für den Eiermarkt ein. Viele bäuerliche Organisationen lehnen eine 
Kürzung der Marktentlastungsmittel für Fleisch ab oder bedauern die Kürzung sehr. Der SBV 
und weitere bäuerliche Organisationen akzeptieren die Reduktion der Beiträge, sofern in Kri-
sensituationen Zusatzkredite gesprochen werden können. Die Suisseporcs verlangt neu Aus-
fuhrbeihilfen für Schweinefleisch.  
Fast alle bäuerlichen Organisationen befürworten die vorgeschlagenen klareren Bestimmun-
gen für öffentliche Märkte und die Mindestauffuhrzahl von 50 Tieren, welche für die finan-
zielle Unterstützung der öffentlichen Märkte nötig ist. Gleichzeitig verlangen einige davon 
mehr Flexibilität, indem zwei Marktplätze in nächster Nähe als ein Marktplatz betrachtet wer-
den, wenn sie an einem Tag durch das selbe Team überwacht werden. Die LOBAG macht 
beliebt, für neue Marktplätze die Mindestauffuhrzahl während ein paar Jahren nicht festzule-
gen. Einige bäuerliche Organisationen postulieren speziell die Weiterführung der Kälber-
märkte. Eine tiefere Mindestauffuhrzahl (40 oder weniger Tiere) fordern wenige kantonale 
und regionale Bauernverbände. Die Proviande, der SBV und wenige bäuerliche Organisatio-
nen sind grundsätzlich mit den vorgeschlagenen Massnahmen einverstanden, möchten sie 
hingegen in die Leistungsvereinbarung BLW-Proviande aufnehmen. Beide Grossverteiler und 
der STS lehnen die staatliche Mitfinanzierung der öffentlichen Märkte ab. Vier Pfoten bean-
tragt zusätzliche Kriterien für das Tierwohl (z.B. Transportdauer), die zusammen mit Tier-
schutzorganisationen erarbeitet werden sollen.  
Der SBV, die SAB, kantonale Bauernverbände und viele weitere bäuerliche Organisationen 
fordern einen neuen Artikel zur Förderung der Arbeitsteilung zwischen dem Tal- und dem 
Berggebiet. Mit der Aufhebung der Milchkontingentierung per 1. Mai 2009 fallen die Zusatz-
kontingente Milch weg, welche diese Arbeitsteilung unterstützen. Der Bund soll über einen 
neuen Artikel Ersatzmassnahmen ergreifen. Als Möglichkeit schlagen einige vor, dass der 
Raufutterverzehrerbeitrag für zugekaufte trächtige Rinder oder Kühe aus dem Berggebiet im 
ersten Jahr im Talgebiet erhöht wird. In die gleiche Richtung zielt der Vorschlag der LOBAG, 
pro gekauftes Tier eine zusätzliche GVE für den Raufutterverzehrerbeitrag geltend machen zu 
können. 
Der SBV und einige kantonale Bauernverbände befürworten die Verteilungsart Windhund an 
der Grenze zur Verteilung des Zollkontingentes Pferde. Abgelehnt wird das System lediglich 
vom jurassischen und vom Genfer Bauernverband. Die Pferdezuchtorganisationen haben sich 
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nicht zum Vorschlag geäussert. Grundsätzlich positiv beurteilt der Pferdehändlerverband den 
Wechsel von der Versteigerung zu einem Windhund-System. Er macht indessen Vorbehalte 
wegen der „Freipassproblematik“ und weil es im ersten Jahr eventuell zu einer vorzeitigen 
Ausnützung des Zollkontingents kommen könnte. Deshalb bevorzugt der Händlerverband die 
Verteilungsart Windhund an der Bewilligungsstelle. 
Der SBV, die SAB, der SMP und weitere schweizerische und kantonale landwirtschaftliche 
Organisationen sowie die Zuchtorganisationen fordern die Beibehaltung der Exportbeiträge, 
solange es die internationalen Regeln zulassen. Demgegenüber verlangt der VSM ausdrück-
lich die vorgesehene Streichung von Artikel 26, weil die Ausfuhrbeiträge den Inlandmarkt 
verfälschen und der Produktion falsche Signale vermitteln. 
Der SBV und zahlreiche weitere bäuerliche Organisationen sowie die Verwerter der inländi-
schen Schafwolle verlangen die Beibehaltung der bisherigen Unterstützung der Wollverwer-
tung. Der Schweizerische Schafzuchtverband und einige angeschlossene Organisationen for-
dern eine Erhöhung der Verwertungsbeiträge auf 1,8 Millionen Franken pro Jahr. Demgegen-
über unterstützt der VSM ausdrücklich die Streichung der Wollbeiträge. 

Ackerbau 

Einzelne Kantone lehnen den Abbau der Marktstützung und die Umlagerung frei werdender 
Mittel zu den Direktzahlungen ab. Zwölf Kantone (BE, SO, BS, BL, SH, SG, AG, TG, VD, 
NE, GE, JU) mit bedeutenden Ackerflächen empfehlen, die Leistungsaufträge für Zuckerrü-
ben, Ölsaaten und Kartoffeln sowie die Anbaubeiträge für Ölsaaten weiterzuführen. Sechs 
Kantone (BE, SO, VD, NE, GE, JU) möchten die Schwellenpreise für Futtermittel und den 
Kontingentszollansatz (KZA) für Brotgetreide weniger stark oder später reduzieren als vorge-
schlagen. Der Kanton FR will auf eine Reduktion verzichten, weil importierte preisgünstige 
Futtermittel die Probleme mit überschüssigem Ammoniak und Phosphor verschärfen. Sechs 
Kantone (SO, SG, VD, VS, NE, JU) verlangen, Artikel 26 als Grundlage der Ausfuhrbeiträge 
für Saatkartoffeln und Kartoffelprodukte zu belassen. Acht Kantone (BE, SO, SG, VD, VS, 
NE, GE, JU) möchten das Teilzollkontingent Kartoffeln weiterhin auf Grund einer Inlandleis-
tung verteilen und lehnen Artikel 22bis ab. Die Kantone GE und JU möchten die nachwach-
senden Rohstoffe stärker fördern. 

 
Die SPS und die GPS begrüssen die Umlagerung der Marktstützung in Direktzahlungen sowie 
die Aufhebung der Verarbeitungsbeiträge im Ackerbau. Die SVP und die LPS möchten die 
Leistungsaufträge für Zuckerrüben, Kartoffeln und Ölsaaten weiterführen, um die Produzen-
tenpreise zu stützen und eine angemessene Selbstversorgung zu sichern. Die EDU wünscht 
für Marktregulierungen als Referenzpreise franko Schweizergrenze kostendeckende Preise 
aus Ländern mit vergleichbaren Produktionsbedingungen heranzuziehen und nicht Dumping-
Weltmarktpreise. Die SPS unterstützt die Senkung der Schwellenpreise für Futtermittel. Die 
GPS lehnt die Reduktion ab und verlangt eine Grundsatzdiskussion über die Auswirkungen. 
Die LPS und die EDU unterstützen die Streichung von Artikel 26 und der Ausfuhrbeiträge. 
Die SPS und die GPS befürworten die Versteigerung des Teilzollkontingentes Kartoffeln. Die 
SVP lehnt die Versteigerung ab. Die SVP will Pilotprojekte für die Energiegewinnung aus 
Zuckerrüben und Raps unterstützen.  

 
Migros und Coop sind mit der Umlagerung der Mittel für die Verarbeitung von Zuckerrüben 
einverstanden und verlangen eine Anpassung des Grenzschutzes an das EU-Schutzniveau. Die 
SKS möchte die Zuckerproduktion schrittweise aufgeben und die Zölle auf Zucker aufheben. 
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Der FRC unterstützt den Anbau von Rüben nur, weil sie die Fruchtfolge verbessern. Die Nah-
rungsmittelindustrie (FIAL, Nestlé, Chocosuisse, Biscosuisse) möchte den Zuckerzoll künftig 
auf die Differenz des Weltmarktpreises zum EU-Preis beschränken. Angesichts des absehba-
ren Preisdrucks verlangen SBV und Prométerre die Weiterführung der Beiträge für die Verar-
beitung von Zuckerrüben. Die SRAKLA bezweifelt, dass die vorgesehenen Flächenbeiträge 
ausreichen, um kostendeckend Zuckerrüben zu produzieren. Die Organisationen der Zucker-
wirtschaft verlangen eine bessere Unterstützung des Rübenanbaues, damit der Verfassungs-
auftrag der sicheren Versorgung der Bevölkerung erfüllt werden könne. Migros und Biscosu-
isse sind mit dem Umbau der Marktstützung für Ölsaaten einverstanden und verlangen einen 
Abbau des Grenzschutzes auf Ölen und Fetten. Die SKS schlägt vor, in Artikel 56 „Produkti-
on“ durch „Anbau“ zu ersetzen. SBV, AGORA, kantonale bäuerliche Organisationen, swiss 
granum, SGPV, VKGS und FIAL wollen den Leistungsauftrag für Ölsaaten und die Flächen-
beiträge weiterführen. SwissOlio verlangt, den Leistungsauftrag und die Zollbegünstigung an 
die Ölwerke beizubehalten und diese Forderung in die Botschaft aufzunehmen. AGORA und 
Pflanzenbauorganisationen (swisssem, swiss granum, SGPV) verlangen die Weiterführung 
der Leistungsaufträge für die Produktion von Saat- und Pflanzgut. Swisssem und ASS be-
fürchten einen massiven Zollabbau durch die Beschlüsse der WTO und verlangen als neue 
Massnahme einen Anbaubeitrag für Getreidesaatgut. SBV, Prométerre, swisssem, SRP, SGP, 
FIAL und Nestlé sind mit der Schwellenpreisreduktion für Futtermittel grundsätzlich einver-
standen. Der Grenzschutz soll für Energie- und Eiweissträger im selben Ausmass reduziert 
und die Reduktion zeitlich gestaffelt werden. Der KZA für Brotgetreide soll im gleichen 
Ausmass gesenkt werden. Verschiedene Vernehmlasser (VSF, Proviande, SVV, VSM, frifag, 
VSGF, Migros, SGV, Biscosuisse,) verlangen eine stärkere Senkung der Schwellenpreise und 
des KZA für Brotgetreide. Coop wünscht bereits ab Mitte 2006 jährlich eine Zollreduktion 
auf Getreide und eine sofortige Aufhebung der Zölle auf Eiweissträgern. VKMB, Uniterre, 
SRAKLA, IP-Suisse und Umweltorganisationen lehnen die Reduktion der Schwellenpreise 
ab. SGPV und VKGS wehren sich gegen eine überhöhte Senkung des Grenzschutzes für 
Brotgetreide. 
Coop und WEKO befürworten die Aufhebung der Beiträge für die Ausfuhr und die Verwer-
tung von Kartoffeln. Swisspatat und swisscofel anerkennen die Notwendigkeit, die Ausfuhr-
beiträge für Saatkartoffeln und Kartoffelprodukte schrittweise aufzuheben und möchten frei 
werdende Mittel für die Unterstützung des Qualitätssicherungsdienstes verwenden. SBV, 
AGORA und weitere bäuerliche Organisationen weisen darauf hin, dass die Landwirtschaft 
Instrumente für Verkäufe auf internationalen Märkten brauche. SBV, BZS, IP-Suisse, kanto-
nale bäuerliche Organisationen, swisssem, ASS, VSF, swisspatat, VSKP, FIAL und SCFA 
fordern, die Verwertungsbeiträge für Kartoffeln nicht vollumfänglich zu streichen, weil die 
Aufhebung eine verminderte Kartoffelqualität und tiefere Produzentenpreise zur Folge hätte. 
Economiesuisse, WEKO und Agrarallianz begrüssen die Versteigerung des Teilzollkontin-
gentes Kartoffeln. SBV, BZS, kantonale bäuerliche Organisationen, ASS, swisspatat, VSKP, 
swisscofel, Migros, FIAL, Nestlé und SCFA lehnen die Versteigerung ab, weil das heutige 
System der Verteilung nach Inlandleistung die Abnahme der Kartoffeln sichere. Swisspatat 
befürchtet höhere Konsumentenpreise und Marktstörungen durch einen einzelnen Importeur. 
Coop verlangt, dass alle Importeure, nicht nur die Abpackbetriebe, innerhalb des Teilzollkon-
tingentes importieren können. Einzelne bäuerliche Organisationen erwarten eine stärkere För-
derung nachwachsender Rohstoffe. 

Obst-, Gemüse- und Gartenbau 

Die Kantone AG, BL, BS, GE, JU und VD weisen die Versteigerung des Zollkontingents 
(ZK) für Tiefkühlgemüse entschieden zurück und wollen die geltende Regelung der Obst- und 
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Gemüseeinfuhr grundsätzlich beibehalten. Der Zeitplan für die Abschaffung der Exportsub-
ventionen für Obsterzeugnisse wird von allen Kantonen (BL, GE, JU, LU, SZ, VD und VS), 
die dazu Stellung genommen haben, abgelehnt. Die Votanten verlangen, dass diese Unterstüt-
zungsform bis zum Endtermin, der in der WTO verhandelt wurde, in Kraft bleibt. Die Beiträ-
ge zur Anpassung der Früchte- und Gemüseproduktion (Art. 58 Abs. 2) an die Marktbedin-
gungen sind unbestritten. Der Kanton VS schlägt vor die Befristung (2011) für diese Subven-
tionen aufzuheben. BL, BS, LU, SO und SZ verlangen die Einführung einer Nutzungszulage 
für Stein- und Kernobst. Als Argument führen sie an, dass die verminderte Rentabilität des 
Feldobstbaus und die damit einhergehende Verringerung der Hochstammbäume mit aner-
kanntem Wert für Landschaft und Umwelt nur über Beiträge aufgefangen werden können, die 
sich eher nach der Nutzung als bloss nach der Anzahl vorhandener Bäume richten. Sie bestrei-
ten, dass die pro Baum gewährten ökologischen Direktzahlungen genügen. Die Kantone VD 
und VS befürworten die Ausrichtung von Beihilfen nach dem EU-Modell für Massnahmen 
freiwilliger Organisationen zur Angebotsbündelung.  

 
Die SVP will bei der Regelung der Obst- und Gemüseeinfuhr keine Änderungen vornehmen. 
Sie unterstützt den Antrag des Obstsektors, für Stein- und Kernobst eine Nutzungszulage ein-
zuführen. 

 
Sämtliche Organisationen der betreffenden Branchen, sowie der SGV und der Handel, darun-
ter Coop und Migros, sind mit einer Versteigerung des Zollkontingents für Tiefkühlgemüse 
und den Erhöhungen des ZK für Schnittblumen nicht einverstanden. Die Dachverbände und 
Regionalorganisationen der betreffenden Sektoren bestehen ausserdem auf der grundsätzli-
chen Beibehaltung der geltenden Importregelung für Obst und Gemüse.  
Rund 10 Landwirtschaftsorganisationen lehnen den Fahrplan zum Abbau der Exportsubventi-
onen für Obsterzeugnisse ab. Im Gegensatz dazu unterstützen swisscofel, die Konsumenten-
organisationen SKS und FRC sowie Coop und Pro Natura das vom Bundesrat vorgeschlagene 
Auslaufen dieser Subventionen. Der SBV und zwei regionale Organisationen möchten die in 
Artikel 58 festgelegte Frist (2011) für die Ausrichtung der Beiträge zur Anpassung der Obst- 
und Gemüseproduktion an die Marktbedingungen aufheben. Der SBV, das BZS und die 
Landwirtschaftsorganisationen des betreffenden Sektors verlangen ebenfalls die Einführung 
einer Nutzungszulage für Stein- und Kernobst. Auch Pro Natura und SVS/Birdlife Schweiz 
setzen sich für diese neue Marktstützungsmassnahme ein. 
Die Gewährung von Beihilfen an den Obst- und Gemüsesektor nach dem Modell der Europäi-
schen Union wird von 8 Vernehmlassungsteilnehmern, darunter SBV, AGORA, Produzen-
tenorganisationen des Obst- und Gemüsesektors sowie Coop, begrüsst. Swisscofel ist hinge-
gen der Meinung, dass die Akteure ohne Unterstützung der öffentlichen Hand Anpassungen 
vornehmen können. 
Drei Dachorganisationen des Gartenbaus und der Pilzproduktion beantragen Investitionskre-
dite für Betriebe ihrer Branche. 

Weinwirtschaft 

Die Einteilung in drei Kategorien und die Verwendung derselben Bezeichnungen von der 
Produktion bis zur Kennzeichnung des Endprodukts wird von der Mehrheit der Kantone 
grundsätzlich begrüsst. Nach Meinung der Kantone AG, BE, SG, SO, SZ und TG sollen aller-
dings die entsprechenden Bezeichnungen und die Produktionsanforderungen in der Lebens-
mittelgesetzgebung verankert werden. BL, BS und GR fordern eine Definition der Bezeich-
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nung „Grand cru“ durch den Bund. Der Vorschlag einer besseren Differenzierung zwischen 
AOC-Weinen und Landweinen findet generell Zustimmung. Die Kantone BL, BS und JU 
schlagen vor, dass die Rahmenbedingungen für AOC-Weine zur besseren Harmonisierung der 
AOC durch den Bund festgelegt werden. VD, VS und JU begrüssen grundsätzlich eine Annä-
herung der AOC für Weine und landwirtschaftliche Erzeugnisse. Sie lehnen indessen ge-
schlossen eine Übertragung der Kompetenzen im Bereich AOC-Weine von den Kantonen an 
den Bund ab. VS und TI sind damit einverstanden, dass die den Bezeichnungen entsprechen-
den Branchenorganisationen die Anforderungen an die AOC-Weine ihres Produktionsgebiets 
festlegen. Die Konzentration der Zuständigkeiten auf Bundesebene für Landweine, die nicht 
mit traditionellen, einem Kanton vorbehaltenen Begriffen gekennzeichnet werden, ist un-
bestritten. GE und TI schlagen vor, die Verwendung einer Marke oder eines Fantasienamens 
für Tafelweine zu untersagen. 
Die Zusammenfassung der Weinlese- und der Weinhandelskontrolle in einem einzigen Ver-
fahren unter der Verantwortung einer Stelle findet bei den Kantonen AG, BS, BL, FR, GE, 
GR, JU, NE, SG, SH, TG, VD, VS und ZH keine Akzeptanz. Diese Kantone möchten ihre 
Zuständigkeiten für die Weinlesekontrolle beibehalten. Einige empfehlen indessen gemein-
schaftliche Vollzugsregeln, die der Bund erlässt. Die Kantone BE und TI stimmen der Ab-
schaffung der Kontrolle in der heutigen Form zu. Was die Weinhandelskontrolle anbelangt, 
wehren sich FR, GE, JU, NE, VD und VS gegen die Aufhebung der gleichwertigen kantona-
len Kontrolle für Selbsteinkellerer, die nur ihre eigenen Erzeugnisse vermarkten. Der Kanton 
VS postuliert die Eingliederung der Weinhandelskontrolle für diese Kontrollpflichtigen in die 
kantonale AOC-Kontrolle. Die Kantone GE und JU möchten die Weinhandelskontrolle mit 
der künftigen Konkretisierung der Ahndung von Zuwiderhandlungen verbinden. Die Kantone 
BE und BL schlagen vor, diese Kontrolle im Rahmen der Lebensmittelgesetzgebung durchzu-
führen. 

 
Die SVP ist der Meinung, dass der Bund die AOC-Weine, die Landweine und die an deren 
Kennzeichnung geknüpften Auflagen definieren soll. Die Weinlesekontrolle will sie auf Ebe-
ne der Kantone beibehalten und die Weinhandelskontrolle an einer Stelle zentralisieren. 

 
SBV, SWB, AGORA und FSV sowie fünf weitere kantonale Landwirtschaftsorganisationen 
befürworten, dass die Zuständigkeiten für Landweine, die nicht mit Kantonen vorbehaltenen 
traditionellen Begriffen gekennzeichnet sind, auf Bundesebene konzentriert werden. Mehrere 
von ihnen regen zudem eine Definition des Begriffs „Grand cru“ auf Bundesebene an. Die 
Einkellerungs- und Handelsorganisationen unterstützen in den Grundzügen das vorgeschlage-
ne Konzept, insbesondere was die Festlegung der Anforderungen an Landweine durch den 
Bund anbelangt. Betreffend die Festlegung der Anforderungen an AOC-Weine votieren die 
ASVE wie die Kantone VS und TI für eine Kompetenzdelegation an die regionalen Bran-
chenorganisationen. Andere Landwirtschaftsorganisationen wollen hingegen an der bisheri-
gen Regelung festhalten. Der Bio-Weinbau stimmt dem Segmentierungskonzept zu. Die Kon-
sumentenorganisationen (FRC, SKS), die Eidgenössische Kommission für Konsumentenfra-
gen und Coop unterstützen dieses Konzept ebenfalls und sprechen sich für eine Anwendung 
der landwirtschaftlichen AOC-Regeln auf die Wein-AOC aus. 
SBV, ISV, FSV, AGORA und rund weitere zehn regionale Landwirtschaftsorganisationen 
sind mit der Zusammenlegung der Kontrollen nicht einverstanden. Die Weinhandelsorganisa-
tionen möchten eine kantonal harmonisierte Weinlesekontrolle beibehalten. Die Durchfüh-
rung der Kontrollen aufgrund einer Risikoanalyse wird von mehreren Organisationen des Sek-
tors unterstützt. Die Weinhandelsorganisationen beurteilen die Einführung einer einzigen 
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Weinhandelskontrolle positiv. Der SGV und Coop begrüssen die Zusammenlegung beider 
Kontrollen unter der Verantwortung eines einzigen Organs. Der Vorschlag, die Durchführung 
der Kontrollen mit polizeilichem Charakter an eine akkreditierte Privatstelle zu übertragen, 
stösst beim VKCS auf Kritik. Die EWK spricht sich gegen die Teilfinanzierung der Kontrol-
len über Abgaben aus, die nur bei Feststellung von Zuwiderhandlungen erhoben werden sol-
len. 

Direktzahlungen (3. Titel LwG) 

Der Grundtenor geht dahin, dass sich das System der Direktzahlungen grundsätzlich bewährt 
hat, obwohl noch gewisse ökologische Defizite bestehen und der administrative Aufwand 
zum Teil kritisiert wird. 

 
Die einzige im Bereich Direktzahlungen vorgeschlagene Gesetzesänderung (Streichung von 
Art. 73 Abs. 5 Bst. d) wird nur von einem Kanton (AR) abgelehnt. Weitere artikelspezifische 
Äusserungen betreffen Art. 70 Abs. 5 Bst. d: Sechs Kantone (SO, NW, BS, BL, TG, AG) 
möchten die Abstufung nach Fläche und Tierzahl wieder einführen, drei (SZ, VD, NE) möch-
ten sie, wie vom Parlament beschlossen, auslaufen lassen. 
Das vorgeschlagene Programm Nachhaltige Nutzung von natürlichen Ressourcen wird von 
vielen Kantonen positiv beurteilt, auch wenn noch viele Fragen offen bleiben. Die vorge-
schlagene Eingliederung des neuen Artikels unter dem Titel Direktzahlungen wurde in Frage 
gestellt. 
Nicht bestritten ist, dass der Bundesrat ein minimales Arbeitsaufkommen in SAK für den Be-
zug von Direktzahlungen bestimmt. Kontroverse Stellungnahmen sind jedoch zur Festlegung 
der Höhe dieses Grenzwertes auf Verordnungsstufe eingegangen: Zwölf Kantone (LU, SZ, 
OW, NW, ZG, FR, SO, BS, BL, SH, GR) sprechen sich für eine Erhöhung aus, neun (BE, 
UR, AG, VD, VS, NE, GE, JU) dagegen. 
Die vorgeschlagenen Vereinfachungen beim ökologischen Leistungsnachweis betreffen eben-
falls die Verordnungsebene. Alle Kantone haben sich für eine Beibehaltung der Nährstoffbi-
lanz ausgesprochen, verbunden mit der Forderung, viehextensive Betriebe davon zu befreien. 
BS und BL sind gegen die Abschaffung der Bodenanalysenpflicht, NW, GR, VD, LU und AG 
befürworten die Bodenanalysenpflicht für tierstarke Betriebe, die übrigen Kantone sind für 
deren Abschaffung. Mit zwei Ausnahmen (SZ, LU) sprechen sich alle Kantone zudem für die 
Beibehaltung der heutigen Fruchtfolgeregelung aus. Bezüglich Pflanzenschutzvorschriften 
sind die Stellungnahmen kontroverser: Mit der Aufhebung der Auflagen sind sieben Kantone 
(LU, FR, SH, AG, VD, NE, GE) nicht einverstanden und mit den vorgeschlagenen Grünstrei-
fen entlang von Gewässern sind vier Kantone (FR, BL, AG, SH) einverstanden, fünf (SZ, NE, 
GE, ZG, TG) sind dagegen. Die Grünstreifen entlang von Strassen mit Kanalisation werden 
rundweg abgelehnt. 
Einheitliche Beiträge für die Haltung Raufutter verzehrender Nutztiere wird grossmehrheitlich 
unterstützt. Einige Kantone (VD, NE, GE) haben sich aber grundsätzlich gegen eine Mittel-
umlagerung von der Marktstützung zu den Direktzahlungen ausgesprochen. Sieben Kantone 
(BL, BS, ZH, SO, SH, TG, JU) sprechen sich anstelle der heutigen Grünlandbegrenzung für 
eine Begrenzung der Beiträge aufgrund der Hauptfutterfläche (inkl. Silomais und Futterrüben) 
aus. Vier Kantone (LU, NW, ZG, GR) sind explizit für die Beibehaltung der heutigen Grün-
landbegrenzung. Von vier Kantonen (BE, SZ, OW, AG) werden höhere Beiträge gefordert. 
Die Senkung des allgemeinen Flächenbeitrags wird von vier Kantonen (BE, UR, SZ, AG) 
befürwortet, von sechs (BS, BL, FR, VD, GE, JU) abgelehnt. Die Erhöhung des Zusatzbeitra-
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ges für die offene Ackerfläche wird von der Mehrheit der Kantone als zu gering erachtet, der 
Abbau der Marktstützung werde nicht vollständig kompensiert. 
Mit der Erhöhung der Ansätze bei den Beiträgen für die Tierhaltung unter erschwerenden 
Produktionsbedingungen (TEP-Beiträge) sind die Mehrheit der Kantone einverstanden, wobei 
sich sieben Kantone (BE, UR, SZ, NW, AR, AI, GR) für eine stärkere Erhöhung insbesondere 
in den Bergzonen drei und vier aussprechen. Auch gegenüber dem Systemwechsel für die 
Begrenzung der Beiträge aufgrund der Grünlandfläche ist eine Mehrheit der Kantone positiv 
eingestellt. 
Für die Streichung der Beiträge für wenig intensive Wiesen sprechen sich lediglich zwei Kan-
tone (TG, NE) aus. Die anderen wollen die Beiträge nicht streichen oder wenigstens im Berg-
gebiet oder falls die ÖQV-Qualität erreicht wird, belassen. Die Streichung einzelner Ökoaus-
gleichselemente findet keine Mehrheiten. Die verstärkte Ausrichtung von Beiträgen für Ele-
mente, die einen nachweisbaren Beitrag für die Erhaltung und Förderung der Biodiversität 
bringen, wird hingegen begrüsst, ebenso die verstärkte Bedeutung der Ökoqualitätsverord-
nung. 
Die Erhöhung der Sömmerungsbeiträge ist unbestritten. Drei Kantone (AR, AI, GR) möchten 
die Erhöhung gezielt durch eine Erhöhung der Ansätze für Milchkühe umsetzen. Die vorge-
schlagene Reduktion der Extenso-Beiträge wird unisono abgelehnt. 
Die KVU, EKL und Cercl’Air verlangen, dass der ökologische Leistungsnachweis ergänzt 
wird mit zusätzlichen Anforderungen zur Reduktion der Ammoniakbelastung. Sie fordern 
zudem, die Kriterien für Ökobeiträge in Artikel 76 bezüglich emissionsarmer Bewirtschaftung 
zu ergänzen und als "gute landwirtschaftliche Praxis" in die Vollzugsbestimmungen aufzu-
nehmen. Mit Massnahmen wie der Minimierung der Exposition emittierender Oberflächen bei 
der Tierhaltung oder emissionsmindernde Massnahmen bei Hofdüngerlagerung und Gülle-
ausbringung sollen die Ammoniakemissionen gezielt reduziert werden. Besondere betriebli-
che Anstrengungen für die emissionsarme Bewirtschaftung könnten z.B. mit entsprechenden 
Flächenbeiträgen abgegolten werden. 

 
Die GPS unterstützt die Umlagerung von Mitteln der Marktstützung hin zu Direktzahlungen 
und möchte den ökologischen Leistungsnachweis mit weiteren Anforderungen ergänzen. Es 
sollen mindestens die Hälfte der Hofdünger auf der eigenen Betriebsfläche ausgebracht wer-
den, die Toleranz bei der Phosphorbilanz gestrichen, chemisch-synthetische Insektizide im 
Ackerbau verboten und eine tiergerechte Fütterung vorausgesetzt werden. Die FDP fordert 
eine Umlagerung der Direktzahlungen zugunsten „zukunftsträchtiger“ Betriebe und die EDU 
fordert eine Reduktion der bisherigen „Giesskannen“-Direktzahlungen. SPS und GPS fordern 
eine gezieltere Ausrichtung der Agrarpolitik auf ökologische Ziele. GPS verlangt eine sechste 
Handlungsachse „Ökologie“. Die CVP unterstützt grundsätzlich die Bestrebungen zur Verein-
fachung der ökologischen Auflagen unter Beibehaltung der Qualität. Die SVP fordert eine 
vermehrt an die Arbeit gebundene Direktzahlungs-Komponente. 
Bezüglich Artikel 70 Absatz 5 Buchstabe d fordern sowohl CVP, SPS und die GPS die Wie-
dereinführung der Abstufung nach Fläche und Tierzahl. Geäussert haben sich die Parteien 
auch zum minimalen Arbeitsaufkommen in SAK für den Bezug von Direktzahlungen. Die 
FDP möchte eine „signifikante“ Erhöhung prüfen. Die CVP möchte eine Erhöhung für das 
Talgebiet auf 0,4 SAK, die SVP auf 0,5 SAK. Die GPS möchte dagegen auch im Talgebiet 
den heutigen Wert von 0,25 beibehalten. 
Alle Parteien haben sich für die Beibehaltung der Nährstoffbilanz im Rahmen des ökologi-
schen Leistungsnachweises (ÖLN) ausgesprochen, die Befreiung von Nichtproblembetrieben 
wird hingegen begrüsst. SPS, GPS und EDU verlangen schärfere Vorschriften im Rahmen des 
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ÖLN in viehintensiven Regionen. Kontrovers haben sich die Parteien bezüglich den ÖLN-
Anforderungen im Bereich Pflanzenschutzmittel geäussert: Die GPS begrüsst die vorgeschla-
genen Grünstreifen entlang von Gewässern und Strassen mit Kanalisation, während die SVP 
dagegen ist. Mit der Aufhebung der Auflagen betreffend Auswahl an Pflanzenschutzmitteln 
sind die SPS und die GPS nicht einverstanden. Die Vorschläge betreffend Vereinfachung der 
Verfahren und betreffend Verminderung des administrativen Aufwands sind bei den Parteien 
unbestritten. 
Die Umlagerung der Mittel von der Marktstützung hin zu den Direktzahlungen zur Ausrich-
tung eines einheitlichen RGVE-Beitrages wird von der SPS, der GPS und der EVP begrüsst. 
Die SVP ist grundsätzlich dagegen und spricht sich für den Einbezug der ganzen Futterfläche 
aus. Die GPS ist gegen eine stärkere Unterstützung der Schafhaltung. Die EVP möchte den 
Raufutteranteil generell auf mindestens 90 Prozent festlegen und auch die SPS und die GPS 
betonen die Wichtigkeit der Flächenbindung. 
Die Erhöhung des Zusatzbeitrages für die offene Ackerfläche wird von keiner Partei bestrit-
ten. Auch mit der Erhöhung der Beiträge für die Tierhaltung unter erschwerenden Produkti-
onsbedingungen (TEP-Beiträge) sind alle Parteien einverstanden. Die SPS und die GPS beto-
nen, eine dadurch mögliche, unerwünschte Intensivierung sei zu vermeiden. 
Die GPS spricht sich für die Beibehaltung der Beiträge für wenig intensive Wiesen aus, sofern 
die ÖQV-Qualität erreicht ist. Sie ist gegen die Streichung einzelner Elemente des ökologi-
schen Ausgleichs und fordert, dass die Sömmerungsbeiträge für Schafe nicht erhöht werden, 
und dass die Extenso-Beiträge auf dem heutigen Niveau belassen werden. 

 
Mehrere bäuerliche Organisationen begrüssen es, dass am Konzept der Direktzahlungen keine 
grundsätzlichen Änderungen vorgenommen werden. Der Biolandbau (BIO-Suisse, diverse 
regionale und kantonale Bio-Organisationen), kagfreiland, VKMB, WWF, SVS, Schweizeri-
sche Vogelwarte Sempach und die Konferenz der Beauftragten für Natur- und Landschafts-
schutz verlangen eine sechste Handlungsachse „Ökologie“ und den Ausbau der Anforderun-
gen im ÖLN. Kantonale und regionale Bauernverbände sowie swiss granum plädieren hinge-
gen für eine weitgehende Beibehaltung der geltenden ÖLN-Vorschriften, unterstützen aber 
grundsätzlich den Willen zur Vereinfachung der Auflagen. Economiesuisse weist auf das Feh-
len eines klaren Leistungsauftrages und Ziel-Mittel-Systems bei den Direktzahlungen hin. Der 
SMP fordert mittelfristig eine Berücksichtigung ihres Konzeptes für eine integrale Neugestal-
tung des Agrarstützungssystems. Einige bäuerliche Organisationen betrachten die Abgeltung 
des Faktors Arbeit als ungenügend und sprechen sich deshalb für eine vermehrte Ausrichtung 
der Direktzahlungen an arbeitsintensive Betriebszweige aus. 
Die einzige im Bereich Direktzahlungen vorgeschlagene Gesetzesänderung (Streichung von 
Art. 73 Abs. 5 Bst. d) wird nur von einer Organisation (VSM) bestritten. Weitere artikelspezi-
fische Äusserungen betreffen Artikel 70 Absatz 5 Buchstabe d: 19 Organisationen möchten 
die Abstufung nach Fläche und Tierzahl wieder einführen, neun möchten sie, wie vom Parla-
ment beschlossen, auslaufen lassen. Der SBV macht seine Stellungnahme vom Entscheid über 
die Zahlungsrahmen abhängig. 
Das vorgeschlagene Programm Nachhaltige Nutzung von natürlichen Ressourcen wird vom 
SBV und vielen bäuerlichen Organisationen positiv beurteilt, auch wenn noch viele Fragen 
offen bleiben. Sie fordern allerdings die Finanzierung aus anderen Quellen als aus dem 
Landwirtschaftsbudget. Bio- und Umweltverbände wollen stattdessen eine Verschärfung des 
ökologischen Leistungsnachweises. In Frage gestellt wird die ursprünglich vorgeschlagene 
Eingliederung dieses neuen Artikels unter dem Titel Direktzahlungen. 
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25 Organisationen möchten das heute geltende, auf Verordnungsstufe festgelegte, minimale 
Arbeitsaufkommen in SAK für den Bezug von Direktzahlungen nicht erhöhen. 32 sprechen 
sich für eine Erhöhung aus. Der SBV hat sich zu diesem Punkt nicht geäussert. 
Die vorgeschlagenen Vereinfachungen beim ökologischen Leistungsnachweis betreffen eben-
falls nur die Verordnungsebene. Alle Organisationen haben sich für eine Beibehaltung der 
Nährstoffbilanz ausgesprochen. Alle sich zur Frage äussernden Organisationen sprechen sich 
gegen eine generelle Abschaffung der Pflicht von Bodenanalysen aus und sind für die Beibe-
haltung der heutigen Fruchtfolgeregelung. Bezüglich Pflanzenschutzvorschriften sind die 
Stellungnahmen kontroverser: Mit der Aufhebung der Auflagen sind die meisten bäuerlichen 
Organisationen, mit wenigen Ausnahmen, einverstanden. Alle bäuerlichen Organisationen, 
mit Ausnahme von BFO, VKMB und KIP sind gegen die vorgeschlagenen Grünstreifen ent-
lang von Gewässern und entlang von Strassen mit Kanalisation. Die Umweltkreise unterstüt-
zen jedoch diese Massnahmen. 
Der Vorschlag nach einheitlichen Beiträgen an die Haltung Raufutter verzehrender Nutztiere 
wird grossmehrheitlich unterstützt, wenn auch mit vielen Vorbehalten und Zusatzwünschen. 
Die bäuerlichen Kreise, vor allem im Talgebiet, sprechen sich für eine Begrenzung der Bei-
träge aufgrund der Hauptfutterfläche (inkl. Silomais und Futterrüben) aus, anstelle der heuti-
gen Grünlandbegrenzung. Die Bioproduzenten und links-grüne Kreise betonen die Wichtig-
keit der Raufutterbindung, ohne dabei jedoch die Ackerfutterfläche explizit auszuschliessen. 
Milcherzeuger und Rindviehzüchter fordern geschlossen höhere Beiträge. Die Naturschutzor-
ganisationen kritisieren die Beitragserhöhung für Schafe ohne Milchproduktion. Starke Unter-
stützung findet zudem der Vorschlag des SBV für eine Kompensation der bisherigen Zusatz-
kontingente zugunsten des Berggebietes. 
Die Senkung des allgemeinen Flächenbeitrags findet bei den bäuerlichen Organisationen we-
nig Anklang. Sie wollen stattdessen den Zahlungsrahmen Direktzahlungen erhöhen oder die 
Abstufung nach Fläche und Tierzahl wieder einführen. Die Erhöhung des Zusatzbeitrages für 
die offene Ackerfläche wird hingegen unterstützt, wobei die Erhöhung zum Teil als zu gering 
angesehen wird. 
Mit der Erhöhung der Ansätze bei den Beiträgen für die Tierhaltung unter erschwerenden 
Produktionsbedingungen ist die Mehrheit der Organisationen einverstanden. Einige sprechen 
sich für eine stärkere Erhöhung aus, insbesondere in den Bergzonen drei und vier. Der Sys-
temwechsel für die Begrenzung der Beiträge aufgrund der Grünlandfläche wird von einer 
knappen Mehrheit der Organisationen unterstützt, der SBV ist dagegen. 
Für die Streichung der Beiträge für wenig intensive Wiesen sprechen sich lediglich vier Orga-
nisationen aus. Die anderen wollen die Beiträge nicht streichen oder wenigstens im Bergge-
biet oder falls die ÖQV-Qualität erreicht wird belassen. Auch für die Streichung einzelner 
Ökoausgleichselemente findet sich bei den Organisationen keine Mehrheit. Die Erhöhung der 
Sömmerungsbeiträge ist grundsätzlich unbestritten. 

Soziale Begleitmassnahmen (4. Titel LwG) 

Die vorgeschlagenen Änderungen finden bei den Kantonen breite Zustimmung. NE und JU 
möchten weitergehende Massnahmen, um den erhöhten Strukturwandel abzufedern. SO ver-
langt die Verlängerung der Umschulungsmöglichkeit bis 2015.  

 
Die politischen Parteien haben sich zu den Vorschlägen nicht geäussert.  
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Sowohl bäuerliche Organisationen als auch Coop und economiesuisse sowie die VSVAK 
stimmen den Vorschlägen zu. Massnahmen, welche den Ausstieg aus der Landwirtschaft för-
dern, fanden eine besonders grosse Zustimmung. Der SBV und weitere bäuerliche Organisati-
onen fordern weitergehende Massnahmen, welche vor allem die Steuergesetzgebung betref-
fen. Der SBV und weitere 8 bäuerliche Organisationen verlangen die Verlängerung der Um-
schulungsbeihilfen bis mindestens 2015. Der SBLV möchte auch Umschulungsbeihilfen ge-
währen, wenn Frauen infolge Trennung oder Scheidung den Betrieb verlassen müssen.  

Strukturverbesserungen (5. Titel LwG) 

Die Kantone begrüssen grossmehrheitlich die vorgeschlagenen Änderungen. Teilweise möch-
ten sie noch weitergehende Vereinfachungen (Verfahren, Herabsetzung der Dauer des 
Zweckentfremdungsverbots) oder zusätzliche Unterstützungsmöglichkeiten (Alternativ-
energien, Förderung Spezialkulturen). 5 Kantone fordern, dass die Finanzmittel für Struktur-
verbesserungen unbedingt erhalten und nicht weiter gekürzt werden. SZ, GL, AG und GE 
fordern zur Entlastung der Kantone eine Verlustbeteiligung des Bundes bei Investitionskredi-
ten über dem Grenzbetrag. Nach Massnahmengruppe differenzierte einzelbetriebliche Eintre-
tenskriterien bei den SAK werden unterschiedlich beurteilt. 8 von 13 sich äussernden Kanto-
nen lehnen sowohl eine Erhöhung als auch eine Differenzierung der SAK-Untergrenzen ab. 

 
Von den schweizerischen Parteien hat sich einzig die EDU geäussert. Sie beantragt, nur wirt-
schaftliche Projekte zu unterstützen und überschuldete Betriebe nicht um jeden Preis zu erhal-
ten. 

 
Die vorgeschlagenen Änderungen werden von vielen bäuerlichen Organisationen, der 
VSVAK und von Coop unterstützt. 3 gewerbliche Organisationen wollen keine Ausweitung 
der Unterstützungsmöglichkeit von Investitionen in den Bereichen Aufbereitung, Vermark-
tung oder Dienstleistungen oder fordern gleich lange Spiesse für gewerbliche Unternehmen, 
unabhängig von ihrer Rechtsform (gleiche Unterstützung gewerblicher Betriebe wie 2. Säule 
der Gemeinsamen Agrarpolitik in der EU).  
10 bäuerliche Organisationen und die VSVAK fordern, dass bei den Strukturverbesserungen 
keine weiteren Kürzungen der Finanzmittel erfolgen. 
Die SAB und 19 mehrheitlich bäuerliche Organisationen wollen generell keine Erhöhung der 
SAK-Untergrenzen und damit auch keine Differenzierung nach Massnahmen. Die VSVAK 
und 5 bäuerliche Organisationen können sich eine Differenzierung der SAK-Untergrenzen 
vorstellen, wobei einige vor allem die kantonalen Kompetenzen erhöhen möchten. 
Der Verband Schweizerischer Gärtnermeister, der Verband Schweizerischer Baumschulen 
und die Association des Horticulteurs de la Suisse Romande verlangen, dass die Massnahmen 
des 5. Titels auch für den produzierenden Gartenbau gelten. Der Verband Schweizer Pilzpro-
duzenten stellt die gleiche Forderung für die Pilzproduktionsbetriebe (Ergänzung in Artikel 
3).  
Der SBV und 8 weitere bäuerliche Organisationen wünschen die Gewährung von Beiträgen 
an gemeinschaftliche Bauten auch im Talgebiet. Im Weiteren wurden verschiedene Einzelan-
träge eingebracht, wie die ausschliessliche Förderung von besonders tierfreundlichen Ställen 
(STS), die Beschränkung der Förderung auf Vollerwerbsbetriebe (swisscofel, VSM, Confi-
seur) oder die Ausrichtung einer Anschubfinanzierung für neue Betriebszweige oder Sorten 
(Verband Schweizer Pilzproduzenten). 
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Forschung und Beratung sowie Förderung der Pflanzen- und Tierzucht  
(6. Titel LwG) 

Die 10 Kantone, die sich geäussert haben (ZH, UR, SZ, SO, GR, AG, VS, NE, GE und JU) 
und alle übrigen Vernehmlassungsteilnehmer begrüssen die Unterstützung der regionalen Pro-
jektinitiativen. 

  
BIO-Suisse und weitere Bio-Organisationen verlangen eine Aufstockung der Finanzmittel 
beim FiBL. 

Pflanzenschutz und Hilfsstoffe (7. Titel LwG) 

SOV, SGPV, SBV sowie 4 kantonale Bauernverbände verlangen, dass die Anerkennung von 
ausländischen Zulassungen oder deren Widerruf sowie ausländische Prüfberichte und Kon-
formitätsbescheinigungen nicht mehr auf gleichwertigen Anforderungen bezüglich agronomi-
scher und umweltrelevanter Kriterien beruhen sollen (Art. 160, Abs. 6). 

Rechtsschutz, Verwaltungsmassnahmen und Strafbestimmungen (8. Titel LwG) 

Die Kantone, politischen Parteien und Organisationen äussern sich nicht oder sind meistens 
einverstanden mit den vorgeschlagenen Änderungen.  

 
13 Organisationen (z.B. Vin NE, VINIHARASS), der Kanton VD und die SVP wünschen, 
dass das Antragsrecht für die Verfolgung von widerrechtlichen Kennzeichnungen und Klas-
sierungen im Weinbereich auf kantonale Kontrollstellen ausgedehnt wird. 

Schlussbestimmungen (9. Titel LwG) 

Die Koordination der Kontrollen ist unbestritten. BE, SZ und NW verlangen eine Koordinati-
on durch die Landwirtschaftsämter, wogegen der Verband der Kantonschemiker Schweiz Be-
denken äussert. Er vertritt zudem die Auffassung, dass die gesundheitspolizeilichen Kontrol-
len gegenüber den landwirtschaftlichen den Vorrang haben. 
Die Kantone unterstützen den Vorschlag zur Selbstkontrolle und zur risikobasierten Fremd-
kontrolle. NE, GE und JU wünschen jedoch eine Konkretisierung. Der Kanton AG spricht 
sich für eine „Kann-Formulierung“ bezüglich risikobasierter Fremdkontrollen aus. Die Kan-
tone unterstützen den Vorschlag zur Akkreditierung. FR, BL, GE verlangen eine Ausnahme 
für Kontrollen, welche vom Staat selbst durchgeführt werden. Einzig BL und BS lehnen ver-
bindliche Kürzungsrichtlinien ab. 
Die vorgeschlagenen Vereinfachungen bei der Datenerfassung und -verwaltung werden von 
allen sich dazu äussernden Kantonen begrüsst, keiner spricht sich grundsätzlich dagegen aus. 
Einige machen Vorbehalte dahingehend, dass der Bund die Kosten zu übernehmen habe (SH, 
TG, TI, GE), dass die Kompetenz für die Datenerhebung bei den Kantonen bleiben solle (GE, 
BS, ZH), oder dass die Daten nicht an Labelorganisationen weitergegeben werden sollen 
(BL). 
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Die politischen Parteien und die Organisationen begrüssen die Koordination der Kontrollen. 
SAV, CasAlp, BBKMV verlangen eine Koordination durch die Landwirtschaftsämter. Die 
KBNL fordert die Integration der Umweltvorschriften (Gewässerschutz, Umweltschutz etc.) 
in die ÖLN – Kontrollen. Die CVP begrüsst die vorgeschlagenen Vereinfachungen bei der 
Datenerfassung und –verwaltung. 

 
Der Grossteil der Vernehmlasser (z.B. SBV, AGORA, LOBAG, CNAV, LUBV, SGBV, 
ZGBV, CAJB, Suisseporcs, Vin NE, VITISWISS, IVN, F.N.V., KIP) unterstützt den Vor-
schlag der Selbstkontrolle, wünscht jedoch eine Konkretisierung. Die risikobasierten Fremd-
kontrollen werden mehrheitlich positiv beurteilt. Die folgenden Organisationen sind jedoch 
gegen eine generelle Verpflichtung zu risikobasierten Kontrollen: BFO, Qualinova, KIP, LO-
BAG.  
Verbindliche Kürzungsrichtlinien werden gutgeheissen. LOBAG, SRP, SBV, LUBV, SOBV, 
und Suisseporcs verlangen, dass Verstösse gegen gesetzliche Vorgaben nicht zu Doppelbe-
strafungen (Busse plus Kürzung von Direktzahlungen) führen. 

2.3 Stellungnahmen zur Änderung des Boden- und Pacht-
rechts 

Bodenrecht 

Alle Kantone mit Ausnahme von zweien (LU, GR) lehnen die Heraufsetzung des Mindestbe-
darfs, damit ein Betrieb als landwirtschaftliches Gewerbe im Sinne des Bodenrechts aner-
kannt wird, auf 1,25 SAK ab. Die Mehrheit von ihnen schlägt indessen eine Gewerbegrenze 
von 1,0 SAK vor. Alle Kantone mit Ausnahme von dreien (BE, UR, GR) wehren sich gegen 
die Abschaffung der Preisgrenze für landwirtschaftliche Grundstücke und Gewerbe. Die gros-
se Mehrheit der Kantone verwirft auch die Aufhebung der Belastungsgrenze auf landwirt-
schaftlichen Grundstücken. Dieser Vorschlag erntet nur bei 5 Kantonen (UR, OW, NW, SH, 
VD) Zustimmung. Eine unabhängige Definition des landwirtschaftlichen Gewerbes im 
Raumplanungsrecht wird von der Mehrheit der Kantone, die dazu Stellung genommen haben, 
nicht gewünscht. 

 
Abgesehen von einer kantonalen Parteisektion (FDP LU) opponieren alle politischen Parteien 
gegen eine Erhöhung der Gewerbegrenze auf 1,25 SAK. Die Mehrheit kann eine maximale 
Heraufsetzung auf 1,0 SAK mittragen, sofern die paralandwirtschaftlichen Tätigkeiten Be-
rücksichtigung finden. Alle politischen Parteien ausser einer (LPS) wollen das Verbot, land-
wirtschaftliche Gewerbe und Grundstücke zu übersetzten Preisen zu verkaufen, aufrechterhal-
ten. Ferner missbilligen sämtliche politische Parteien die vorgeschlagene Auflösung der Be-
lastungsgrenze auf landwirtschaftlichen Grundstücken. Nur sehr wenige Parteien äusserten 
sich zur Frage einer unabhängigen Definition des Landwirtschaftsgewerbes im Raumpla-
nungsgesetz: Eine nationale Partei lehnt diese ab (GPS), während eine andere nationale Partei 
(EDU) und zwei kantonale Parteisektionen (SVP LU und SVP TG) damit einverstanden sind. 

 
Die nationalen und kantonalen Bauernorganisationen, die Umwelt-, Natur- und Tierschutz-
verbände, die Forschungs- und Bildungsinstitutionen sowie die landwirtschaftlichen Bera-
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tungszentralen kritisieren fast ausnahmslos den Vorschlag des Bundesrats, die Gewerbegrenze 
auf 1,25 SAK anzuheben. Ein Teil dieser Organisationen erklärt sich mit einer maximalen 
Erhöhung auf 1,0 SAK einverstanden, falls die paralandwirtschaftlichen Tätigkeiten sowie die 
gepachteten Parzellen berücksichtigt werden. Je eine Organisation der Tierproduktion (Swiss 
Beef CH) und der Pflanzenproduktion (VSGP), die Mehrheit des Detailhandels und der Wirt-
schaftsverbände sowie die Kreise zum Schutz des landwirtschaftlichen Grundeigentums be-
grüssen hingegen eine Gewerbegrenze von 1,25 SAK. 
Nahezu alle nationalen und kantonalen Bauernorganisationen und die Vertreter von Milch-
wirtschaft, Tierproduktion, Pflanzenproduktion, Weinbau, Umwelt-, Natur- und Tierschutz 
sowie die Institutionen der Forschung, Bildung und landwirtschaftlichen Beratung sprechen 
sich für die Beibehaltung der Preisbegrenzung für landwirtschaftliche Grundstücke aus. Im 
Gegensatz dazu möchten Detailhandel, Wirtschaft und Nahrungsmittelindustrie, Ingenieur-
Agronomen und Immobilienkreise von dieser Preisbegrenzung wegkommen. 
Ebenso wehren sich nationale und kantonale Bauernorganisationen, die Milchwirtschaft, die 
Pflanzenproduktion, der Weinbau, die Umwelt-, Natur- und Tierschutzverbände sowie die 
Einrichtungen der Forschung, Bildung und Beratung gegen die Abschaffung der Belastungs-
grenze auf landwirtschaftlichen Grundstücken. Befürworter dieses Vorschlags sind hingegen 
Detailhandel, Wirtschaft, Nahrungsmittelindustrie, Ingenieur-Agronomen und Immobilien-
kreise. 
Sowohl die nationalen und kantonalen Bauernorganisationen als auch die Vertreter von Um-
welt-, Natur- und Tierschutz wollen unisono keine unabhängige Definition des landwirtschaft-
lichen Gewerbes in der Raumplanungsgesetzgebung verankern. Geteilter Meinung sind hin-
gegen die Organisationen der Tierproduktion, der Spezialkulturen und des Viehhandels. 

Pachtrecht 

Der Vorschlag, gänzlich in der Bauzone gelegene landwirtschaftliche Grundstücke aus dem 
bäuerlichen Pachtrecht zu entlassen, trifft bei sämtlichen Kantonen mit einer Ausnahme (NE) 
auf Zustimmung. Eine Mehrheit der Kantone trägt jedoch die Aufhebung der Pachtzinskon-
trolle bei landwirtschaftlichen Grundstücken und die gleichzeitige Einführung einer Anfech-
tungsmöglichkeit seitens des Pächters nicht mit. Sechs Kantone (ZH, BE, UR, SH, AG, VS) 
sind hingegen mit dieser Neuerung einverstanden. 

 
Die politischen Parteien, die sich zur landwirtschaftlichen Pacht geäussert haben, legten den 
Fokus auf die Abschaffung der staatlichen Pachtzinsüberwachung und deren Ersetzung durch 
ein Anfechtungsverfahren. Abgesehen von einer Ausnahme (LPS) weisen alle diesen Vor-
schlag zurück. 

 
Die Mehrheit der Bauernorganisationen (SBV, AGORA, SPV), die Verbände der Milchwirt-
schaft, der Tier- und Pflanzenproduktion sowie der Detailhandel und die Wirtschafts- und 
Immobilienkreise bejahen die Entlassung gänzlich in der Bauzone gelegener landwirtschaftli-
cher Grundstücke aus dem bäuerlichen Pachtrecht. Einige kantonale Bauernorganisationen 
(z.B. Prométerre, Bärner Bio Bauer, Sankt Gallischer Bauernverband) und die Vertreter des 
Weinbaus kritisieren indessen diesen Vorschlag. Die nationalen und kantonalen Bauernorga-
nisationen, die Kreise der Milchwirtschaft, der Milch- und der Pflanzenproduktion (ausser 
VSGP und VSG) und des Weinbaus, die Umwelt-, Natur- und Tierschutzverbände und die 
Institutionen der Beratung, Forschung und Bildung verwerfen einhellig die Abschaffung der 
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amtlichen Pachtzinsüberwachung bei landwirtschaftlichen Grundstücken. Im Gegensatz dazu 
begrüssen die Wirtschafts- und Immobilienvertreter diese Massnahme. 

2.4 Stellungnahmen zur Änderung des Bundesgesetzes über 
Familienzulagen in der Landwirtschaft 

Zum FLG haben sich in der Vernehmlassung 19 Kantone geäussert. Von diesen waren 10 
(ZH, BE, UR, SZ, FR, SO, BL, GR, TG und TI) mit dem Konzept der vorgeschlagenen Ver-
besserungen der landwirtschaftlichen Familienzulagen einverstanden. 8 Kantone (LU, OW, 
NW, VD, VS, NE, GE und JU) erklärten ihr bedingtes Einverständnis: Die Hauptforderung – 
zum Teil als klare Bedingung für die Zustimmung zu den Vorschlägen formuliert – lautet, für 
sozialpolitische Massnahmen seien wie in der Vernehmlassung vorgeschlagen die notwendi-
gen Mittel ausserhalb der Zahlungsrahmen für die Landwirtschaft bereitzustellen. Eine ent-
sprechende Bedingung findet sich auch bei den zustimmenden Kantonen SZ und TI. Der Kan-
ton AG lehnt die Vorschläge ab, da die Zulagen nach FLG schon heute über denjenigen des 
Kantons für Arbeitnehmer ausserhalb der Landwirtschaft lägen und zudem zusätzliche Kosten 
für die Kantone entstehen würden; auch der Kanton BL wendet sich gegen eine stärkere Be-
lastung der Kantone, während für den Kanton FR der Finanzierungsschlüssel zu überprüfen 
und der Bundesanteil zu vergrössern ist. In Bezug auf die Einkommensgrenze spricht sich der 
Kanton LU für eine Aufhebung im Berggebiet und für eine blosse Anhebung im Talgebiet 
aus, währenddem der Kanton OW eine Angleichung an die Einkommensgrenze bei Direkt-
zahlungen befürwortet. Betreffend Erhöhung der Zulagen spricht sich der Kanton BL für die 
Einführung von Ausbildungszulagen aus, der Kanton LU wendet sich gegen die Differenzie-
rung zwischen Berg- und Talgebiet bei den Ansätzen.  

 
Bei den Parteien haben sich lediglich die CVP und die EDU zum FLG geäussert. Die CVP 
begrüsst speziell die Aufhebung der Einkommensgrenze, die EDU die Verbesserungen bei der 
Einkommensgrenze und den Ansätzen. 

 
Von den 39 Organisationen, die sich zum FLG geäussert haben, spricht sich ein Drittel für das 
vorgeschlagene Konzept aus, zwei Drittel stimmen unter dem Vorbehalt zu, dass die resultie-
renden Mehrkosten tatsächlich ausserhalb der landwirtschaftlichen Zahlungsrahmen finanziert 
werden. Es gehe nicht an, so beispielsweise der Schweizerische Bauernverband, dass eine 
Umlagerung von für Produktion und Absatz bestimmten Mitteln stattfinde. Die Aufhebung 
der Einkommensgrenze führt zu keiner nennenswerten Opposition. Der Schweizerische Bau-
ernverband und einige landwirtschaftliche Organisationen merken jedoch an, dies dürfe nicht 
dazu führen, dass damit bisherige Ansprüche nach kantonalen Gesetzen (aus Nebenerwerb; 
Anspruch des anderen Elternteils) verloren gingen und damit eine Verschiebung der Belas-
tung von den nichtlandwirtschaftlichen kantonalen Familienzulagenordnungen zum landwirt-
schaftlichen Zulagensystem erfolge. 

2.5 Stellungnahmen zur Änderung des Lebensmittelgesetzes 

Die Kantone bedauern mehrheitlich, dass das Recht auf Information im Sinne der Richtlinie 
EG 178/2002 nicht eingeführt wird. Einige von ihnen schlagen ebenso wie zahlreiche Organi-
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sationen vor, dass im Rahmen dieser Revision die Einführung der Positivdeklaration bei Le-
bensmitteln erörtert wird. Ausserdem wehrt sich eine Grosszahl der Kantone gegen das ge-
plante Gebührensystem. Als Argumente werden ein Mehrkostenaufwand für die Wirtschaft, 
die heterogene Gebührenerhebung der Kantone oder der im LMG verankerte Grundsatz der 
Unentgeltlichkeit der Kontrollen angeführt. Nach dem generellen Wunsch der Kantone sollen 
die Kosten für Kontrollen und gesetzliche Aufgaben nach Möglichkeit in Grenzen gehalten 
und der Vollzug des Gesetzes insbesondere hinsichtlich der Kompetenzverteilung zwischen 
Kantonschemikern und Kantonstierärzten geklärt werden. Mehrere Kantone wollen weiterhin 
für die Genehmigung von Bau- und Umbauplänen bei Schlachthöfen zuständig sein. Mehrere 
Kantone und einige ihnen nahestehende Organisationen empfehlen dem Bund, ein System zur 
Registrierung der gesammelten Daten über Betriebe des Lebensmittelsektors einzurichten, das 
den Kantonsbehörden zugänglich ist. Mehrere Kantone wehren sich gegen jegliche Ausnah-
meregelung, insbesondere in Bezug auf die Meldepflicht bei der Primärproduktion.  

 
Die politischen Parteien haben zu dieser Revisionsvorlage praktisch keine Stellungnahmen 
abgegeben. Nur die SVP LU hat sich zum Änderungsentwurf zum LMG geäussert und die 
neu geplanten Gebühren für Schlacht- und Zerlegungsbetriebe abgelehnt.  

 
Eine grosse Anzahl der angehörten Organisationen sind mit dem vorliegenden Änderungs-
entwurf grundsätzlich einverstanden. Wie die Kantone hätten sich auch mehrere Organisatio-
nen gewünscht, dass die Positivdeklaration der Nahrungsmittel in das Lebensmittel- und 
Landwirtschaftsgesetz aufgenommen wird. Ein paar Organisationen verlangen eine Lösung in 
Bezug auf die Vereinheitlichung des Gebührensystems. Ein Grossteil der Organisationen so-
wie vereinzelte Kantone wehren sich dagegen, dass künftig amtliche Tierärzte die Schlachttie-
re, das Fleisch sowie die Schlachthöfe und Zerlegungsbetriebe kontrollieren sollen und sind 
auch nicht damit einverstanden, dass Gebühren für die Kontrolle der Schlacht- und Zerle-
gungsbetriebe erhoben werden. Die konsultierten Organisationen fordern generell, dass sich 
die möglicherweise mit dieser Gesetzesänderung verbundene Zunahme der Kosten und Auf-
lagen in Grenzen hält. Eine engere Zusammenarbeit zwischen den Bundesämtern bzw. die 
Schaffung eines einzigen Bundesamtes für Lebensmittelsicherheit und Konsumentenschutz 
wurde nur von einer Minderheit der angehörten Organisationen und von einem Kanton zur 
Sprache gebracht. Vereinzelt äusserten sich die Organisation auch zur gesetzlichen Veranke-
rung des Rechts auf Information, wie dies einige Kantone verlangen. Im Gegensatz zu zahl-
reichen Kantonen und Konsumentenschutzorganisationen fordern zahlreiche Organisationen 
hauptsächlich aus dem Agrarsektor, dass die Betriebe der Primärproduktion explizit von der 
Meldepflicht ausgenommen werden. 

2.6 Stellungnahmen zur Änderung des Tierseuchengesetzes  

Die Änderungen werden von den Kantonen mehrheitlich begrüsst. Neben Anpassungen an die 
Terminologie des LMG wird eine Ausdehnung der Kontrolle des Tierverkehrs auf Bestandes-
ebene gefordert. Ein vom Bund betriebenes Datenbearbeitungssystem wird befürwortet. 
Gleichzeitig wird beantragt, einen für die Kantone weniger belastenden Finanzierungsmodus 
einzuführen.  
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Auch von den Organisationen werden die Änderungen mehrheitlich begrüsst. Zum Teil 
herrscht Skepsis gegenüber der Professionalisierung, weil vermutet wird, dass diese zu höhe-
ren Kosten führt. Die Kantone NW, FR, VD und JU sowie 18 bäuerliche Organisationen for-
dern eine Entkopplung der Anreizbeiträge TVD von den Entsorgungsbeiträgen. Der SBV so-
wie weitere 10 Organisationen verlangen zudem, die Zahlungspflicht der Schlachthöfe an die 
Betriebskosten der TVD im Gesetz zu verankern. Zudem wird eine Ausweitung der Entsor-
gungsbeiträge von der BSE auf alle Seuchen gefordert. 
Der Schweizerische Viehhändlerverband beantragt die Streichung der Handelsabgabe in Arti-
kel 56a und die Abschaffung der Viehhandelskontrolle. Der Schweizerische Verband für 
Pferdesport will, dass eine gesetzliche Grundlage für ein zentrales Register für Equiden ge-
schaffen wird. 

2.7 Stellungnahmen zur Kostensenkung und Verstärkung des 
Wettbewerbs  

Der besondere Teil Kostensenkung und Verstärkung des Wettbewerbs enthielt eine breite 
Untersuchung, welche Massnahmen kostentreibend wirken. Von den Vernehmlassern wurde 
breit gefordert, dass kostensenkende Massnahmen, insbesondere Parallelimporte und die An-
wendung des Cassis-de-Dijon-Prinzips, unbedingt zu ergreifen seien. Es sind jedoch neben 
den in der Vernehmlassungsunterlage aufgeführten Vorschriften, Auflagen und Instrumenten 
der Wettbewerbspolitik keine weiteren konkreten produktionsverteuernden Massnahmen zur 
Abschaffung vorgeschlagen worden.  

 
10 Kantone (AI, BE, BL, JU, NE, SG, SO, TG, VD, VS) haben sich für Parallelimporte und 
z.T. explizit für die regionale Erschöpfung von patentgeschützten Produkten ausgesprochen. 
Die Kantone BL und TG verlangen die Anerkennung von ausländischen Zulassungsnormen 
und den Verzicht auf Sonderprüfungen. Der Kanton BS fordert bei der Grundlagenbeschaf-
fung und bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln die Einführung von geeigneten 
Massnahmen. Die Kantone LU, BS, BL und AG opponieren der vorgeschlagenen Definition 
von Neuanlagen in Artikel 2 der Luftreinhalteverordnung (LRV). Sie unterhöhlten das Sanie-
rungsprinzip in Artikel 18 des Umweltschutzgesetzes bei Um- und Erweiterungsbauten. Diese 
Kantone wehren sich auch gegen eine Aufhebung der Umweltverträglichkeitsprüfung für 
grössere Ställe in der Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPV). 

 
EVP, GPS, LPS und SPS fordern ebenfalls die Ermöglichung von Parallelimporten resp. ver-
langen Abklärungen über den möglichen Spielraum für Entlastungen zugunsten der Landwirt-
schaft und die Präsentation entsprechender Massnahmen in der Botschaft (CVP). SPS und 
EDU fordern die weitest mögliche Übernahme der Vorschriften für die Prüfung von impor-
tierten landwirtschaftlichen Produktionsmitteln und dass allfällige Abweichungen kritisch zu 
überprüfen seien. Die GPS verlangt, dass die Schweiz die Entscheidungshoheit behält, gewis-
se in EU-Ländern zugelassene Produktionsmittel in der Schweiz nicht zuzulassen. Sie fordert 
zudem, dass auf die Änderungen der LRV und UVPV verzichtet wird. 

 
37 meist bäuerliche Organisationen sowie Migros und Coop fordern die Ermöglichung von 
Parallelimporten resp. die Einführung der regionalen/internationalen Erschöpfung im Patent-
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recht für landwirtschaftliche Produktionsmittel und z.T. für alle patentgeschützten, landwirt-
schaftlichen Vorleistungen (inkl. z.B. Baumaterialien). 
15 Organisationen sowie Migros und Coop fordern eine Harmonisierung der technischen Vor-
schriften mit der EU, sowie einen Verzicht auf Sonderprüfungen. 10 Organisationen und zwei 
Firmen verlangen, dass das Verfahren für die Zulassung von landwirtschaftlichen Produkti-
onsmitteln vereinfacht wird. 3 Organisationen und die Migros fordern explizit die Anwen-
dung des Cassis-de-Dijon-Prinzips für landwirtschaftliche Produktionsmittel. WWF und 
kagfreiland verlangen, dass die Schweiz die Entscheidungshoheit behält, gewisse in EU-
Ländern zugelassene Produktionsmittel in der Schweiz nicht zuzulassen. Der SGPV fordert 
die Aufhebung der Pflichtlager von N-Düngern. Die TSD und eines ihrer Mitglieder sind der 
Meinung, dass das Einsparungspotenzial durch die Aufhebung der N-Pflichtlager zu hoch 
eingeschätzt wird. Sie unterstützen den Vernehmlassungsvorschlag, im Rahmen des Pflichtla-
gerberichtes 2007 die Notwendigkeit und das Ausmass der N-Pflichtlager zu überprüfen. Die 
Umweltschutzorganisationen sind gegen die vorgeschlagenen Änderungen der LRV und 
UVPV. 

3. EINSICHTNAHME 

Nach Artikel 20 der Verordnung vom 17. August 2005 über das Vernehmlassungsverfahren 
(SR 172.061.1) unterliegen die Vernehmlassungsunterlagen, die Stellungnahmen der Ver-
nehmlassungsteilnehmer und die Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens nicht dem 
Amtsgeheimnis.  

Beim Bundesamt für Landwirtschaft (BLW) können folgende Unterlagen eingesehen werden: 

¾ Vollständige Stellungnahmen [8 Bundesordner] 

¾ Tabellarische Auswertung der Stellungnahmen [1 Bundesordner] 

Der vorliegende Bericht über die Ergebnisse der Vernehmlassung wird den Medien zur Ver-
fügung gestellt und allen Vernehmlassungsteilnehmern zugestellt. Ausserdem erfolgt eine 
allgemein zugängliche Veröffentlichung über die Homepage der Bundeskanzlei. 
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4. VERZEICHNIS DER VERNEHMLASSUNGS-
TEILNEHMER 

Behörden 
Regierung des Kantons Zürich ZH 
Regierung des Kantons Bern BE 
Regierung des Kantons Luzern LU 
Regierung des Kantons Uri UR 
Regierung des Kantons Schwyz SZ 
Regierung des Kantons Obwalden OW 
Regierung des Kantons Nidwalden NW 
Regierung des Kantons Glarus GL 
Regierung des Kantons Zug ZG 
Gouvernement du canton de Fribourg FR 
Regierung des Kantons Solothurn SO 
Regierung des Kantons Basel-Stadt BS 
Regierung des Kantons Basel-Landschaft BL 
Regierung des Kantons Schaffhausen SH 
Regierung des Kantons Appenzell-Ausserrhoden AR 
Regierung des Kantons Appenzell-Innerrhoden AI 
Regierung des Kantons St. Gallen SG 
Regierung des Kantons Graubünden GR 
Regierung des Kantons Aargau AG 
Regierung des Kantons Thurgau TG 
Governo del Cantone Ticino TI 
Gouvernement du canton de Vaud VD 
Regierung des Kantons Wallis VS 
Gouvernement du canton de Neuchâtel NE 
Gouvernement du canton de Genève GE 
Gouvernement du canton du Jura JU 
Amt für Landwirtschaft Kanton Freiburg LAFR 
 
Politische Parteien 
Freisinnig-Demokratische Partei der Schweiz FDP 
Sozialdemokratische Partei der Schweiz SPS 
Schweizerische Volkspartei SVP 
Christlichdemokratische Volkspartei der Schweiz CVP 
Grüne Partei der Schweiz GPS 
Liberale Partei der Schweiz LPS 
Evangelische Volkspartei der Schweiz EVP 
Eidgenössisch-Demokratische Union EDU 
Landwirtschaftskommission CVP Kt. Luzern  
Union Démocratique du Centre SVP VD 
SVP-Landwirtschaftskommission des Kantons Luzern SVP LU 
Freisinnig-Demokratische Partei des Kantons Luzern FDP LU 
Freisinnig-Demokratische Partei des Kantons Solothurn FDP SO 
Landwirtschaftskommission SVP Kt. Thurgau SVP TG 
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Bäuerliche, berufsständische Organisationen 
Nationale Organisationen 
Schweizerischer Bauernverband SBV/USP 
Association des groupements et organisations romands de l'agriculture AGORA 
Schweizerische Vereinigung zum Schutz der kleinen und mittleren Bauern VKMB 
Uniterre Uniterre 
Bäuerliches Zentrum Schweiz BZS 
Schweizerischer Bäuerinnen- und Landfrauenverband SBLV 
Schweizerische katholische Bauernvereinigung  
Schweizerische Reformierte Arbeitsgemeinschaft Kirche und Landwirtschaft SRAKLA 
Schweizerischer Evangelischer Kirchenbund  
Schweizerische Arbeitsgemeinschaft für die Berggebiete SAB 
Schweizerischer Alpwirtschaftlicher Verband SAV 
Schweizerischer Pächterverband SPV 
Schweizer Bergheimat  
Vereinigung schweizerischer biologischer Landbauorganisationen BIO-Suisse 
Schweizerische Vereinigung integriert produzierender Bauern und Bäuerinnen IP-Suisse 
Vereinigung landwirtschaftlicher Betriebsleiter der schweizerischen Vollzugsanstal-
ten  

Agro-Marketing Suisse  
Verein für biologisch-dynamische Landwirtschaft  
 
Kantonale Organisationen 
Landwirtschaftliche Organisation Bern und angrenzende Gebiete LOBAG 
Association vaudoise de promotion des métiers de la terre Prométerre 
Bärner Bio Bure  
Bauernverband Aargau  
BIO-Grischun  
Bündner Bauernverband  
Chambre jurassienne d’agriculture CJA 
Chambre neuchâteloise d’agriculture et de viticulture CNAV 
Freiburger Bauernverband  
Glarner Bauernverband  
Kantonaler Landwirtschaftlicher Verein Appenzell Ausserrhoden  
Agricola-Pool  
Luzerner Bäuerinnen- und Bauernverband  
Sankt Gallischer Bauernverband  
Schaffhauser Bauernverband  
Bernisch Bäuerliche Komitees  BBK 
Solothurnischer Bauernverband  
Thurgauer Bauernverband  
Walliser Landwirtschaftskammer  
Zentralschweizer Bauernbund  
Zuger Bauernverband  
Zürcher Bauernverband  
Groupement pour la production intégrée dans l'ouest de la Suisse  
Bio Uri  
Bio-Ring Appenzellerland  
Bio Produzenten Verein Zürich Schaffhausen  
Verein Zuger Biobauern  
Bauernvereinigung des Kantons Schwyz  
Bio-Jura  
Bauernverband Uri  
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Verein Ostschweizer Biobäuerinnen und -bauern  VOB 
Coopérative PROGANA - Organisation romande des producteurs biologiques  
Freiburger Bio Produzenten  
Biofarm Genossenschaft Kleindietwil  
L'association faîtière de l'agriculture genevoise Agri Genève 
Association des producteurs biologiques valaisans  
Association fribourgeoise des agriculteurs pratiquant une agriculture respecteuse de 
l'environnement et des animaux  

 
Andere Organisationen 
Chambre d’agriculture du jura bernois CAJB 
Association des Maîtres Agriculteurs de la Suisse Romande AMASR 
Landwirtschaftliche Vereinigung Saanenland  
Landwirtschaftliche Organisation Seeland  
Bauernvereinigung Amt Thun  
Oberwalliser Landwirtschaftskammer  
Unione Contadini Ticinesi  
Europäische Kooperative LONGO MAI  
Landwirtschaftsforum der UNESCO Biosphäre Entlebuch  
Pacage Franco-Suisse, Sections Vallorbe et la Côte  
Bauernvereinigung Obersimmental  
Waldnutzungsgemeinschaft Hilfern  
 
Produktionsmittel 
fenaco  
Schweizerischer Saatgutproduzenten-Verband swisssem 
Association Suisse des Sélectionneurs ASS 
Verband Schweizerischer Saatgut- und Jungpflanzenfirmen  
Treuhandstelle der Schweizerischen Dünger-Pflichtlagerhalter TSD 
Vereinigung Schweizerischer Futtermittelfabrikanten VSF 
Agriclub (Club expérimental) de Landor SA  
Kali AG / Potasse SA  
LANDOR AG  
 
Milchwirtschaft 
Schweizer Milchproduzenten SMP 
Schweizerische Vereinigung der silofreien Milchproduzenten SVSM 
Vereinigung der Schweizerischen Milchindustrie VMI 
Branchenorganisation Butter BOB 
Branchenorganisation Schweizer Milchpulver BSM 
Branchenorganisation Molkereimilch BOM 
Fédération des producteurs de lait de Genève et environs LRG 
Fédération Laitière Neuchâteloise FLN 
Fédération Laitière Vaudoise-Fribourgeoise ORLAIT 
Milchverband Winterthur MVW 
OP PROLAIT SA PROLAIT 
Zentralschweizer Milchproduzenten ZMP 
Aargauer Milchverband AMV 
Fédération Laitière Valaisanne - Walliser Milchverband FLV/WMV 
Sortensektion Emmentaler Milchproduzenten der LOBAG LOBAG E 
Fédération des Sociétés Fribourgeoises de Laiterie FSFL 
Emmi Schweiz AG Emmi 
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BAER AG BAER 
Hochdorf Nutritec AG Hochdorf 
Züger Frischkäse AG Züger 
Imlig Käserei Oberriet Imlig 
Alpgold / Walliser Raclette Alpgold 
Sortenorganisation Berner Alp- und Hobelkäse AOC CASALP 
Fromarte, die Schweizer Käsespezialisten FROMARTE 
Interprofession du Gruyère Gruyère 
Interprofession du Vacherin Fribourgeois Vacherin F 
Interprofession Tête de Moine Tête de Moine 
Käse Organisation Schweiz KOS 
Schweiz. Genossenschaft der Weich- u. Halbhartkäsefabrikanten SGWH 
Switzerland Cheese Marketing AG SCM 
Verband der schweizerischen Schmelzkäseindustrie SESK 
Verband Schweizerischer Käseexporteure VSKE 
Strähl Käse AG Siegershausen Strähl 
 
Viehwirtschaft 
Proviande  
Interessengemeinschaft Öffentliche Märkte  
Schweizerischer Viehhändler-Verband SVV 
Verein der LAMA- und ALPAKAhalter Schweiz  
Viehvermarktung B. Lüscher AG  
Verband Schweizer Metzgermeister VSM 
Arbeitsgemeinschaft Schweizer Rinderzüchter  
Schweizer Rindviehproduzenten SRP 
Schweizer Braunviehzuchtverband  
Schweizer Fleckviehzuchtverband  
Schweizerische Vereinigung der Ammen- und Mutterkuhhalter  
Schweizerischer Kälbermäster-Verband  
Swiss Beef CH  
Verband für Simmentaler Alpfleckviehzucht und Alpwirtschaft VSA 
IG Schwyzer Vertragsaufzucht  
Branchenorganisation Viehexport Schweiz  
Bernischer Berufs-Kälbermästerverband BBKMV 
Suisseporcs  
Aviforum  
Vereinigung der Schweizer Eierproduzenten GalloSuisse 
Schweizer Geflügelproduzenten SGP 
Vereinigung Schweizerischer Geflügelmäster  
Frifag Märwil AG frifag 
Verband Schweizerischer Pferdehändler  
Schweizerischer Verband für Pferdesport  
Fédération Suisse d'élevage de la race des Franches-Montagnes  
Schweizerischer Schafzuchtverband  
Schweizerischer Ziegenzuchtverband  
Inlandwollzentrale Schweiz AG  
Association Laines d'ici  
Verein Schafwollverwertung Riffenmatt  
Oberwalliser Schwarznasenschafzuchtverband  
Bündner Schafzuchtverband  
Schweizerische Milchschafzucht Genossenschaft  SMG 
IG pURI-Wullä  
Schafzuchtverein Schaffhausen und Umgebung  



Vernehmlassung AP 2011 Seite 32 

  

 
Pflanzenbau und Weinwirtschaft 
swiss granum  
Schweizerischer Getreideproduzentenverband SGPV 
Vereinigung des Schweizer Getreide- und Futtermittelhandels VSGF 
Verband kollektiver Getreidesammelstellen der Schweiz VKGS 
Dachverband Schweizerischer Müller DSM 
Verband Schweizerischer Hersteller von Speiseölen, Speisefetten und Margarinen SwissOlio 
Eco Energie Etoy  
Schweizerischer Bäcker-Konditorenmeister-Verband  
Interessengemeinschaft Dinkel  
Interprofession Zucker  
Schweizerischer Verband der Zuckerrübenpflanzer SVZ 
Zuckerfabriken Aarberg + Frauenfeld AG  
swisspatat  
Vereinigung Schweizer Kartoffelproduzenten VSKP 
Verband des Schweiz. Früchte-, Gemüse- und Kartoffelhandels swisscofel 
Schweizerische Fachstelle für Zuckerrübenbau  
Arbeitsgemeinschaft zur Förderung des Futterbaus  
Interessengemeinschaft Miscanthus  IGM 
Schweizerischer Obstverband SOV 
Verband Schweizerischer Gemüseproduzenten VSGP 
Verband Schweizer Pilzproduzenten  VSP 
Association des Horticulteurs de la Suisse romande / Verband Schweizerischer 
Gärtnermeister VSG 

Verband der schweizerischen Tabakpflanzervereinigungen SwissTabac 
Interprofession Schnittblumen Schweiz ISS 
Association Romande des Fleuristes  
Vereinigung des schweizerischen Blumengrosshandels  
Biogärtnerei Zimmermann Emanuel & Co, Bioblumen  
Butietta Giardinaria Lehner, Ftan  
Association nationale des coopératives viti-vinicoles suisses  
Association suisse des vignerons-encaveurs ASVE 
Interprofession suisse du vin / Schweizer Branchenverband Wein ISV/SWB 
Association Neuchâteloise des vignerons-encaveurs  
Vereinigung der Deutschschweizer Weineinkellerer  
Union des Vignerons-Encaveurs du Valais  
Eidgenössische Weinhandelskommission  EWK/CFCV 
Fédération suisse des vignerons FSV 
Fédération suisse pour la production écologique en viticulture VITISWISS 
Schweizerischer Spirituosenverband  
Société des encaveurs de vins suisses  
Vereinigung Schweizer Weinhandel  
VINIHARASS  
Scherer und Bühler AG  
Association des Organisations Viticoles Genevoises  
Interprofession viti-vinicole neuchâteloise IVN 
DeutschSchweizer WeinbauVerband  
Fédération Neuchâteloise des Vignerons F.N.V. 
Communauté Interprofessionnelle des Vins de Genève  
Domaine les Hutins, Pierre et Jean Hutins, Dardagny  
Association genevoise des vignerons Encaveurs Indépendants  
Maye Axel, vice-président vignerons-encaveurs du Valais  
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Detailhandel und Konsum 
Migros-Genossenschafts-Bund Migros 
Coop Schweiz Coop 
Schweizerischer Verband der Lebensmittel-Detaillisten VELEDES 
Swiss Retail Federation  
Stiftung für Konsumentenschutz SKS 
Fédération romande des consommateurs FRC 
Associazione consumatrici della Svizzera italiana  
Eidgenössische Kommission für Konsumentenfragen  
Schweizerische Studiengruppe für Konsumentenfragen  
Association Suisse pour la promotion des AOC-IGP  
Komission für Ursprungsbezeichnungen und geografische Angaben  
Gesellschaft zur Produktion von Schweizer Produkten und Dienstleistungen  
Interessengruppe Schweizer Bergprodukte  
Organisme intercantonal de certification  
Qualinova  
 
Wirtschaftsverbände und Nahrungsmittelindustrie 
economiesuisse - Verband der Schweizer Unternehmen economiesuisse 
Schweizerischer Gewerbeverband SGV /USAM 
Gastrosuisse  
Schweizerischer Gewerkschaftsbund SGB 
Wettbewerbskommission WEKO 
Fédération des Entreprises Romandes  
Kantonaler Gewerbeverband Zürich  
Gewerbeverband des Kantons Luzern  
Hauseigentümerverband Schweiz  
Fédération Patronale Vaudoise  
Verband Kompost- und Vergärwerke Schweiz  
Allianz in den Alpen  
Centre Patronal  
hotelleriesuisse hotelleriesuisse 
Dachorganisation der Schweizer Bauwirtschaft  
Föderation der Schweizerischen Nahrungsmittel-Industrien FIAL 
Réservesuisse Nahrungsvorsorge Schweiz  
Schweizerische Vereinigung Industrie und Landwirtschaft  
Société des Produits Nestlé SA Nestlé 
Swiss Convenience Food Association (früher Vereinigung Schweiz. Hersteller von 
Konserven, Kühl- und Tiefkühlprodukten) 

SCFA 

Schweizerischer Konditor-Confiseurmeister-Verband Confiseur 
Verband Schweizerischer Schokoladefabrikanten Chocosuisse 
Schweizerischer Verband der Backwaren - und Zuckerwaren-Industrie Biscosuisse 
Bell AG Basel  
Union der Salami Importeure der Schweiz  
Verband schweizerischer Glace- und Eiscream-Fabrikanten  
Verband Schweizerischer Getränkegrossisten  
   
Umwelt-, Natur-, Tierschutz 
Stiftung WWF Schweiz für die natürliche Umwelt WWF 
Agrarallianz  
Pro Natura Pro Natura 
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Schweizer Tierschutz STS 
Stiftung für Tierschutz  
Schweizer Vogelschutz - Birdlife Schweiz SVS 
kagfreiland, Für die Tiere auf dem Bauernhof kagfreiland 
Schweizerische Gesellschaft der Lufthygiene-Fachleute Cercl’Air 
Bernische Fachorganisation für den ökologischen Leistungsnachweis und für tier-
freundliche Haltung landwirtschaftlicher Nutztiere BFO 

Eidgenössische Kommission für Lufthygiene EKL 
Schweiz. Gesellschaft für biologischen Landbau (Bioterra)  
Konferenz der Vorsteher der Umweltschutzamtstellen der Schweiz KVU 
Schweizerische Vogelwarte Sempach  
Konferenz der Beauftragten für Natur- und Landschaftsschutz KBNL 
Schweizerische Gesellschaft für bodenschonende Landwirtschaft  
Nationales Forum für den ökologischen Ausgleich  
Forum Biodiversität Schweiz  
Commission intercantonale des pâturages boisés jurassiens  
schweizerischer verband der umweltfachleute  
Arbeitsgruppe Öko-Ausgleich im Ackerbau  
Fondation suisse pour la protection et l'aménagement du paysage  
Eidgenössische Natur- und Heimatschutzkommission  
  
Forschung, Bildung, Beratung 
acroscope FAL Reckenholz  
Schweizerischer Verband der Ingenieur-Agronomen und Lebensmittel-Ingenieure SVIAL 
Hochschule Wädenswil, Fachabteilung Umwelt & Natürliche Ressourcen  
Landwirtschaftlicher Informationsdienst  
Sol-Conseil: Laboratoire et bureau d'études au service de l'agronomie et de la pro-
tection de l'environnement  

Schweizerische Vereinigung für Beratung in der Landwirtschaft SVBL 
Service romand de vulgarisation agricole - Landwirtschaftliche Beratungszentrale 
Lindau 

SRVA-LBL 

Service romand de vulgarisation agricole SRVA 
Schweizerische BioberaterInnen-Vereinigung  
LBBZ Hohenrain und Schüpfheim  
Schweizerischer landwirtschaftlicher Treuhänderverband  
BeratungsForum Schweiz  
Solothurnische Landwirtschaftliche Kreditkasse  
Koordination Richtlinien Tessin und Deutschschweiz für den ökologischen Leis-
tungsnachweis ÖLN 

KIP 

 
Veterinärwesen 
Vereinigung der Schweizer Kantonstierärztinnen und Kantonstierärzte  
Tierärztliche Vereinigung für Lebensmittelsicherheit  
Veterinäramt Kanton Schaffhausen  
 
Gesundheitswesen 
Verband der Kantonschemiker der Schweiz VKCS 
 
Andere Gruppierungen 
Landwirtschaft AG der ZRA  
Verein zum Schutz des landwirtschaftlichen Grundeigentums  
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Schweizerische Stiftung zur Förderung von Wohneigentum  
Schweizerische Vereinigung für Strukturverbesserungen und Agrarkredite VSVAK 
Seelandheim Worben  
Fédération Romande Immobilière, Association romande des propriétaires  
Plattform für eine sozial nachhaltige Landwirtschaft  
Stiftung Tannenhof, Heim- und Wiedereingliederungsstätte  
Vorort Bernischer Pflegeheime  
Domus Antiqua Helvetica - Schweizerische Vereinigung der Eigentümer histori-
scher Wohnbauten  

Fachverband Schweizer RaumplanerInnen  
Schweizerischer Verein des Gas- und Wasserfaches  
Spycher-Handwerk AG, Schaukarderei  
Schweizerischer Verband für Geomatik und Landmanagement geosuisse 
 
Einzelpersonen 
Herr Riem, Landwirt, Kiesen BE  
Herr Hutzli, Landwirt, Boltigen BE  
Herr Urs Nussbaumer, ehemaliger Bauernsekretär SO, Riedholz SO  
Herr Matthias Moser und Frau Sandra Aebersold, Worben BE  
Herr Willy Gerber, ehemaliger Landwirt, Laupersdorf  
Herr Sigmund von Wattenwyl, Landwirt, Oberdiessbach BE  
Familie Gian Sonder-Hilfiker, Salouf GR  
Herr Erwin Michel, Psychiatriepfleger, Brienz BE  
Herr Dr. Pierre-François Lavanchy, Ingénieur Agronome EPFZ, Orzens VD  
Frau und Herr Müller-Birrer, LandwirtIn, Sempach Station LU  
Herr Kälin, Landwirt, Egg SZ  
Herr Meier, Landwirt, Bühler AR  
Herr Marcel Scherer, Nationalrat, Hünenberg ZG   
Familie Viera, Monica und Dr. Rolf Schönenberger, Walchwil ZG  
Herr Henrioud Frédérique, Encaveur, Auvernier NE  
Familie Stähli-Ansorg, Seewil BE  
 
 


